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»In Oberjammergau. Deutschland nör-
gelt, zetert, seufzt, greint und weint –
16 Thesen zur Klage der Nation.« So
überschrieb Alex Rühle im Feuilleton
der Süddeutschen Zeitung vom 28./29.
August 2004 seinen Artikel, der die see-
lische Tiefenstruktur unseres Volkes
vorzüglich ablichtet. Eine Untersuchung
der Pressemitteilungen und –artikel aus
den letzten drei Jahren über unsere Kir-
che wäre sehr aufschlussreich: Sind wir
als die guten Botschafter der Liebe Got-
tes zu den Menschen in der Lage und
willens, hier entgegenzuhalten? Oder
drehen sich auch unsere Themen nur
noch um »Fehlendes« (Geld, Nach-
wuchs, staatliche Zuschüsse, Schlie-
ßungen)? Sind wir gar die lautesten
Jammerer?
Konrad Raiser hat beim Deutschen Pfar-
rertag in Magdeburg in der letzten Wo-
che über die »Reformatorische Verant-
wortung« gesprochen und den deut-
schen Landeskirchen einiges ins Stamm-
buch geschrieben. Er berichtete in der
Podiumsdiskussion über die Kürzungen
beim Ökumenischen Rat der Kirchen
und der damit verbundenen Selbst-
beschäftigung: Wie setzen wir die Kür-
zungen um? Welche Arbeitsbereiche
schließen wir? Wen entlassen wir? Da-
mit gerät der Auftrag aus dem Blick und
wir unterwerfen alles dem wirtschaftli-
chen, d.h. finanziellen Blickwinkel. Je-
der von uns hat in den letzten 2 Jahren
in unserer Landeskirche Ähnliches be-
obachten können. Wie sagte Raiser?
»Kirchen, die sich nur noch dem wirt-
schaftlichen Zwang anpassen, verlieren
tatsächlich ihren reformatorischen Auf-
trag.« Wie weit sind wir beim Verlust un-
seres reformatorischen Auftrags schon

gekommen? Gerade wir als PfarrerInnen
haben da einen ständigen Spagat zu voll-
führen: Die Schere im Kopf »Können wir
uns das noch leisten? Woher bekomme
ich das Geld dafür?« und gleichzeitig ge-
fordert, die frohe Botschaft von der be-
freienden Liebe in immer neuen Formen
zu verkündigen. Und diese neue Formen
dürfen natürlich nichts kosten und müs-
sen mit weniger Personal umgesetzt wer-
den. Ob wir uns da nicht manchmal nach
Oberjammergau versetzt fühlen?
Wenn eine ArbeitnehmerInnenvertre-
tung einen Bericht abgibt, gerät sie leicht
in einen Tonfall, der von manchen als
»Jammern« bezeichnet wird. Dies wird
der Arbeit unseres PfarrerInnenvereins
und auch der Pfarrervertretung (Pfar-
rerkommission) aber keineswegs ge-
recht. Deshalb habe ich mich entschlos-
sen, in diesem Herbst ausschließlich
über Positives und Zukunftsweisendes
zu berichten. Vielleicht können wir ja
so einen Neuanfang in den kirchenpoli-
tischen Gremien provozieren, der letzt-
lich auch auf das Gesamtbild unserer
Kirche und ihre Anziehungskraft nach
außen ausstrahlt. Und vielleicht können
wir so unserem reformatorischen Auf-
trag wieder gerecht werden!

Erste positive Nachricht:
Wir haben so viele offene
Stellen wie seit 10 Jahren
nicht mehr!

In der September-Ausgabe des Amts-
blatts waren fast 50 Stellen im Ange-
bot, die zum Teil unmittelbar und dring-
lich besetzbar sind. Zehn weitere Stel-
len waren bereits frei und müssen nur
noch ausgeschrieben werden. Zusätz-
lich sind fünf Stellen sofort zu beset-
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zen, die im Rahmen des Landesstellen-
plans neu geschaffen wurden, um vor
allem in der Diaspora zusätzliche Pfar-
rerInnen einzusetzen. »Und das ist nur
die Spitze des Eisberges«, hätte ich bei-
nahe gesagt – richtiger: Das ist nur die
Hälfte des Eisberges. Viele Stellen sind
nicht oder nicht mehr im Amtsblatt in-
seriert – wie viele freie Stellen es tat-
sächlich gibt, fragen wir seit etwa zwei
Jahren auch in der Landessynode nach.
Vor einem Jahr jedenfalls waren schon
über 80 Stellen im Gemeindebereich
(Stichtag: 22. November 2003) nicht
besetzt – und diese Zahl dürfte sich in-
zwischen auf über 100 erhöht haben.
In einer Zeit, in der Arbeitslosigkeit und
Stellenknappheit die Zukunftsängste
der Menschen bestimmen, ist dies doch
eine positive Nachricht. Wir haben im-
mer noch Hoffnung, dass die Landes-
kirche irgendwann auch weiß, wie viele
Dienstverhältnisse sie im PfarrerInnen-
bereich hat. Dieses Grundproblem der
Personalplanung bekommt sie einfach
nicht in den Griff – was sehr bedauer-
lich ist, weil ja manche immer noch
meinen, wir hätten zu viele PfarrerInnen
in unseren Diensten. Wenn uns also ein
Schüler im Gymnasium fragt, welcher
Beruf noch Zukunftsaussichten hat und
über die nächsten 20 Jahre krisenfrei
sein wird, können wir mit gutem Ge-
wissen sagen: »PfarrerIn in der bayeri-
schen Landeskirche.«

Zweite positive Nachricht:
Der Landesstellenplan wird
phantasievoll umgesetzt

Die Landesstellenplanung wurde vor
nun anderthalb Jahren von der Landes-
synode verabschiedet – inzwischen sind
auch die letzten Umsetzungen in den
Dekanaten beschlossen. Manchen ist
die Realisierung sicherlich etwas zu
langsam gegangen – für die neuen We-
ge freiwerdender Energie wäre eine
überstürzte Anordnung sicherlich nicht
förderlich gewesen. Dies umfasst so-
wohl die notwendigen Diskussionen
über die künftigen Aufgaben in den
Städten, die Stellen abgeben, als auch
die Zuschnitte der neu geschaffenen
Stellen in der Diaspora. Ausgesprochen
positiv beobachten wir die Modelle und
die Projekte über regionale Kooperatio-
nen, vor allem in den ländlichen Deka-
naten. Zusammen mit Kirchenvorstehe-
rInnen und KollegInnen wird an vielen
Orten über die Aufgaben nachgedacht,
die jede Gemeinde nach wie vor wahr-
nimmt, die Felder, die einzelne Gemein-
den für eine ganze Region wahrnehmen

und die Verwendung der so frei wer-
denden Kräfte für die neuen Aufgaben
eines Dekanats, einer Region. Die Pfle-
ge eines regionalen Miteinanders ist für
uns als PfarrerInnen eine unglaubliche
Entlastung, die in den mir bekannten
Projekten auch von den Ehrenamtlichen
mitgetragen werden. Wenn diese Ko-
operationen jetzt eingeübt werden,
werden wir auch in der Lage sein, die
vorauszusehenden langen Vakanzen
von Pfarrstellen (siehe oben) und die
zunehmende PfarrerInnenknappheit zu
bewältigen.
Phantasievolle Umsetzungen des neu-
en Landesstellenplans sind überall zu
beobachten: Die »wandernde Lücke« im
Dekanat Uffenheim beispielsweise er-
möglicht es, immer eine Pfarrstelle im
Dekanat vakant zu lassen, die dann bei
der nächsten freiwerdenden wieder be-
setzt wird. Eine geniale Idee, die ich
anderen Dekanaten nur zur Nachah-
mung empfehlen kann – die Dekanats-
ausschüsse und Dekanatssynoden müs-
sen dann nur jeweils neue Beschlüsse
über ihren Landesstellenplan im
Dekanat neu fassen. Da das Uffen-
heimer Modell vom Landeskirchenrat
genehmigt wurde, müssten eigentlich
auch mehrere »wandernde Lücken«
gleichzeitig in einem größeren Dekanat
möglich sein. Diese ständige Neufas-
sung könnte auch Härten wieder revi-
dieren, die uns als Verein immer wieder
berichtet werden. Da frage ich mich
einfach: Wie lange kann ein Stellen-
teilerehepaar eine Pfarrei mit dem Fak-
tor 1,67 alleine bewältigen, nachdem
die Pfarrei auf 1,0 gesetzt wurden? Das
Modell der »wandernden Lücke« würde
auch ihnen wieder eine Chance geben.

Dritte positive Nachricht:
13 Kollegen können das
Personalabbaugesetz nut-
zen

Sie erinnern sich an das Personalabbau-
gesetz, das wir im letzten Herbst dis-
kutiert haben? 19 Millionen aus den
frisch gewonnenen Rückzahlungen an-
derer EKD-Kirchen an Bayern (Clearing
– in den letzten 12 Monaten allein 80
Mio.) hatte die Landessynode auf An-
trag des Landeskirchenrats dafür bereit
gestellt, unter anderem PfarrerInnen
vorzeitig aus ihrem Dienst zu locken.
Offensichtlich war die Synode der Mei-
nung, dass das Preis-Leistungsverhält-
nis in Ordnung sei – wir haben weder
nach diesem Gesetz gerufen noch es
unterstützt. Trotzdem gratulieren wir
den 13 Kollegen (von einer Kollegin ist

mir in diesem doch recht überschauba-
ren Kreis nichts bekannt), die nun vor-
zeitig aus dem Dienst scheiden können.
4 Millionen dieser 19 Millionen waren
für PfarrerInnen reserviert – sie sind mit
den 13 KollegInnen nun aber auch weit-
gehend aufgebraucht.
Wenn dies kein so positiver Bericht sein
wollte, hätte ich natürlich die Frage ge-
stellt, ob dafür tatsächlich so viele bun-
te Blättchen hatten produziert werden
müssen, ob sechs Personen für andert-
halb Millionen Euro daran hatten arbei-
ten müssen und ob der Frust der 60 Kol-
legInnen, die fest damit gerechnet hat-
ten, ebenfalls frühzeitig gehen zu kön-
nen, das ganze wert war? Aber wir wol-
len ja nicht in Oberjammergau enden
und so überlasse ich diese Fragen den
Mitgliedern der Landessynode, die die
Hand für dieses Gesetz gehoben haben.

Vierte positive Nachricht:
Altersteilzeit wird fortge-
führt

»Nie war er so wertvoll wie heute«, hieß
es einmal in einer Werbung, die auch
für unseren PfarrerInnenverein gelten
könnte. Die Zusammenarbeit mit dem
Landeskirchenrat sieht nämlich manch-
mal auch vor, dass wir selbigen darauf
hinweisen, dass er vergessen hat, Ge-
setze zu verlängern. So lief die Alters-
teilzeit zum 1.August diesen Jahres aus,
weil nicht rechtzeitig ein Gesetzent-
wurf in die Landessynode eingebracht
wurde. Bislang war es möglich, ab 60
mit einem reduzierten Gehalt von 83%
zweieinhalb Jahre weiterzuarbeiten und
dann mit 62,5 Jahren zweieinhalb Jah-
re früher bei reduziertem Gehalt in den
Ruhestand zu gehen. Ab 65 galt dann
der volle Pensionsanspruch. Diese - ver-
glichen mit dem Personalabbaugesetz
– recht günstige Möglichkeit, PfarrerIn-
nen vorzeitig in den Ruhestand zu ent-
lassen, wird nun wohl im Herbst der
Landessynode zur (nachträglichen) Ver-
längerung vorgelegt werden. Das posi-
tive Zusammenwirken zwischen Pfar-
rervertretung und Landeskirchenrat in
einer immer unübersichtlicher werden-
den Gesetzesdichte ist einfach schön.
Der Wermutstropfen bei der ganzen
Angelegenheit liegt natürlich in den
Folgen: So sehr wir uns für die Kolle-
gInnen freuen, die früher aus dem Be-
rufsleben ausscheiden können, auf die-
se Weise vielleicht noch manches ver-
meiden können, was ihren späteren
Ruhestand beeinträchtigen könnte, so
schmerzlich hinterlassen sie natürlich
eine Lücke. Und da viele Stellen immer
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länger vakant bleiben, werden die
Vertretungsregion und die Nachbarkol-
legInnen doch schwer belastet.

Fünfte positive Nachricht:
Wir stehen für einen
Systemwechsel in der
Pfarrstellenbesetzung!

Wir haben bereits in den Regional-
tagungen im Januar / Februar über die
Neufassung der Pfarrstellenbeset-
zungsordnung mit den Vertrauenspfar-
rerInnen aus den Dekanaten diskutiert.
Angereichert wurden unsere Anfragen
durch das »Projekt Teildienst« unter der
Leitung von Dekan i.R. Weiß, aus dem
der Landeskirchenrat zwei Punkte auf-
nehmen will: So sollen Ehepaare künf-
tig auch mit über 100% in einer Ge-
meinde eingesetzt werden können. Au-
ßerdem sollen alle Stellen grundsätz-
lich teilbar sein und auch für Ehepaare
bzw. zwei TeildienstlerInnen ausge-
schrieben werden. Wenn hiervon eine
Ausnahme gewünscht wird, wäre nach-
zuweisen, warum die auszuschreiben-
de Stelle nicht teilbar sein soll. Nach
dem bisherigen Verfahren muss auch
geklärt werden, welche Unterlagen zu
einer Bewerbung gehören und was da-
von in welcher Weise dem Kirchenvor-
stand bzw. dem Wahlgremium zugelei-
tet wird. Damit sind wir bei dem Punkt,
den wir auch schon in den Regional-
tagungen ausführlich besprochen ha-
ben: dem Dreiervorschlag des Landes-
kirchenrats im Falle der Besetzung
durch den Kirchenvorstand. Viele Kol-
legInnen haben sich bei Bewerbungen
schon gefragt: Warum bin ich eigent-
lich nicht auf dem Dreiervorschlag ge-
landet? Warum hatte ich keine Chance
mit meiner Bewerbung? Welche Krite-
rien muss man eigentlich erfüllen? Im
Rahmen der Diskussion über die neue
Beurteilung wurde vom Landeskirchen-
rat erneut bekräftigt, dass die wunder-
schönen farbigen Punkte im Beurtei-
lungsbogen zu weniger als 50% Aus-

schlag dafür geben, ob eine Bewerbung
erfolgreich ist bzw. ob ich auf den Drei-
ervorschlag komme.
Einen zusätzlichen Impuls hat unsere
Debatte durch die Berichterstattung
über die Wahl der Münchner Dekanin
im Juni 2004 erhalten, als die Süddeut-
sche Zeitung nach der Glaubhaftigkeit
des Dreiervorschlags fragte und offen
ließ: »Wo blieb der dritte Kandidat?«
Das Münchner Sonntagsblatt bezeich-
nete diese Form der Wahl einer Pfarre-
rin / eines Pfarrers aufgrund der feh-
lenden Transparenz gar als »die geheim-
ste Wahl« überhaupt. Diese fehlende
Transparenz war es, die uns als Haupt-
vorstand fragen ließ, ob der Dreiervor-
schlag nicht abgeschafft werden sollte.
Ein Blick über die Grenzen Bayerns hin-
aus brachte das überraschende Ergeb-
nis, dass außer uns nur noch eine VELKD
-Kirche (Sachsen) den Dreiervorschlag
praktiziert. In Sachsen wird er auch
nicht als Problem gesehen, weil es dort
in der Regel nicht mehr als drei Kandi-
datInnen für eine Stelle gebe. Innerhalb
der EKD gibt es den Dreiervorschlag nur
noch in Württemberg. Bei den VELKD-
Kirchen wird abwechselnd zwischen
Landeskirchenrat und Gemeinde be-
setzt - in Schaumburg-Lippe ist immer
Gemeindebesetzung, in Nordelbien und
Thüringen wählt zweimal der Kirchen-
vorstand, bevor der Landeskirchenrat
zum Zuge kommt. Im Falle der Gemein-
dewahl reicht der Landeskirchenrat alle
Bewerbungen an den Kirchenvorstand
weiter – ohne einen Filter »Dreiervor-
schlag«.
Was schlagen wir dem Landeskirchrat
für die Novelle vor? Wir wollen ein ech-
tes wechselndes System: Der Landes-
kirchenrat darf demnach jedes zweite
Mal die Stelle besetzen – dies wäre eine
Erhöhung der Steuerungsmöglichkeiten,
da momentan das Wahlrecht erneut an
den Kirchenvorstand geht, wenn bei der
letzten Besetzung nur einE KandidatIn
vorhanden war. Durch diese echte

Alternierung wächst die Möglichkeit des
Landeskirchenrats, Personalsteuerung zu
betreiben – und die KollegInnen, die sich
nicht in die Wettbewerbssituation vor
dem Kirchenvorstand einlassen wollen,
haben noch mehr Möglichkeiten, über
den Landeskirchenrat die Stelle zu wech-
seln. Beim Besetzungsrecht durch den
Kirchenvorstand sollen dann aber im Ge-
genzug alle Bewerbungen weitergereicht
werden und analog zu anderen Landes-
kirchen vom KV eine Wahlliste der
BewerberInnen erstellt werden, die ein-
geladen werden sollen.
Wir erwarten uns von der Abschaffung
des Dreiervorschlags (in Kombination
mit der echten Alternierung) eine er-
höhte Transparenz im Bewerbungsver-
fahren, eine verringerte Anfälligkeit für
Gerüchte und Vermutungen und ein
dadurch verbessertes Betriebsklima.

Sechste positive Nachricht:
Wir stehen für eine Ver-
kürzung der Ausbildungs-
zeiten

Wir wollen nicht jammern, auch nicht
über die geringen Zahlen beim Nach-
wuchs. Einig sind wir uns mit dem Lan-
deskirchenrat, dass wir verstärkt bei
SchülerInnen für unseren Pfarrberuf
werben müssen. Anders als Anfang der
80er Jahre müssen wir nun mit dem
Lehramt konkurrieren – damals war es
aussichtslos, ein Lehramtsstudium zu
beginnen, da der Einstellungsstopp
weitgehend galt. Damit unser Pfarrbe-
ruf in den Entscheidungen der Studien-
anfängerInnen konkurrenzfähig und
auch so richtig attraktiv wird, haben wir
als Hauptvorstand zwei Vorschläge ge-
macht und in die Landessynode einge-
reicht: Die Streichung des Praxisjahres
und die Rückkürzung des Vikariats auf
24 Monate.
Zum Praxisjahr für Theologiestudie-
rende: Ich erinnere mich noch gut an
die Landessynode im Jahr 1985, als das
Praxisjahr eingeführt wurde: Vorherr-
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schend war das Ziel, den erwarteten
PfarrerInnenberg um ein Jahr hinaus-
zuzögern, indem dieses verpflichtende
Jahr ins Studium eingeflochten wurde.
Dies ist ja auch gelungen, aber ange-
sichts der hohen Anzahl von vakanten
Pfarrstellen nicht mehr nötig. Wir soll-
ten uns deshalb dem gesamtgesell-
schaftlichen Trend zur Verkürzung der
Ausbildungszeiten nicht verschließen
und unsere Prüfungsordnung entspre-
chend ändern. Wenn wir uns anschau-
en, dass Wehr- und Zivildienst in den
letzten 20 Jahren (also seit Einführung
des Praxisjahres) um fast 60% verkürzt
wurden, wäre ein solcher Schritt ange-
messen. Die MedizinerInnenausbildung
hat mit der Streichung des »Arztes im
Praktikum« (AiP) ebenfalls auf die neu-
en Gegebenheiten reagiert. Die Wer-
bung für den Pfarrberuf in der Oberstu-
fe der Gymnasien könnte durch eine
Streichung des Praxisjahres einen zu-
sätzlichen Impuls erhalten, der die Ent-
scheidung für das Theologiestudium er-
leichtern würde.
Zur Verkürzung des Vikariats: Mit die-
ser Eingabe wollen wir den Pfarrberuf
ebenfalls attraktiver gestalten. Nicht
nur, dass andere Landeskirchen ein kür-
zeres Vikariat haben: Auch im staatli-
chen Bereich, im Referendariat der Leh-
rerInnen und JuristInnen sind 24 Mo-
nate üblich. Das Rechnungsprüfungs-
amt und mit ihm der Landeskirchenrat
und die Landessynode haben gerade auf
die Gleichbehandlung mit dem staatli-
chen Bereich Wert gelegt und beispiels-
weise im Frühjahr die Vikariatsbezüge
den staatlichen Bezügen weitgehend
angeglichen. Im Einzelfall bedeutet dies
eine Kürzung um bis zu 500 Euro mo-
natlich. Auch hier war es – wie im Fall
der Einführung des Praxisjahrs – der
drohende »PfarrerInnenberg«, der der-
einst die Verlängerung des Vikariats von
24 auf 29 (und später auf 30) Monate
angeraten erschienen ließ. Mit der Not-
wendigkeit, wieder aktiv für die Ausbil-
dung zum Pfarrberuf zu werben und die
freien Stellen wiederzubesetzen, muss
jetzt auch wieder mit den Ausbildungs-
zeiten gegengesteuert werden.
Mit diesen beiden Vorstößen können
wir die Zahlen der Studienanfänger si-
cherlich steigern: In den letzten vier
Semestern (Wintersemester 2002/2003
bis Sommersemester 2004) haben sich
zusammengerechnet genau 26 Studie-
rende pro Semester in München, Erlan-
gen oder Neuendettelsau eingetragen
(die Champions League in München
kommt auf 5,25 Studierende pro Seme-

ster, was in etwa den saisonalen Neu-
zugängen beim FC Bayern entspricht).
Etwa 70% davon werden dereinst das
Vikariat abschließen, also rund 18 Per-
sonen, die dann hoffentlich ins Pfarr-
amt gehen. Schon jetzt beginnen nur
23 VikarInnen (1. März 2004) bzw. 27
VikarInnen (1. September 2004) das Vi-
kariat und leider entschließen sich nicht
alle, danach sofort in den Pfarrdienst zu
gehen. Dass dies ein rundum positver
Bericht ist, können Sie daran ersehen,
dass ich die Tatsache, dass 2003 und
2004 nur etwa 40 Personen auf die An-
wärterliste für den Pfarrberuf eingetra-
gen wurden, nicht darauf zurückführe,
dass unsere Kirche in der Öffentlichkeit
nur noch Pfarrstellen in Oberjammer-
gau ausschriebe… Unbestritten ist je-
denfalls, dass wir inzwischen die nied-
rigsten Neueinschreibungen auf der
Anwärterliste seit 1976 haben. Und das
war in der absoluten Talsohle, als in der
Synode für mehr PfarrerInnen gebetet
wurde. Wie gesagt: Ein krisensicherer
Beruf wartet auf unsere Studierenden
und das soll auch unsere Botschaft in
den Schulen sein!
Wir freuen uns auf den Dialog mit dem
Landeskirchenrat und der Landessynode
und geben mit unseren beiden Initiati-
ven das positive Signal, dass wir uns
einer Ausbildungsreform – auch in klei-
nen Schritten – nicht verschließen, son-
dern sie aktiv voranbringen wollen. Dass
dies nur ein Auftakt zur Reform der ge-
samten Ausbildung sein kann, wissen
wir – aber auch diesen Prozess gestal-
ten wir gerne mit!

Siebte positive Nachricht:
Zeichen setzen für die
VikarInnen

VikarInnen können ja nicht immer auf
den ersten Blick erkennen, dass wir sie
dringend brauchen und dass wir sie in
unserer Kirche willkommen heißen. So
haben die Gehaltskürzungen für Vika-
rInnen den Blick ebenso getrübt, wie die
Erhebung von Kostgeld für die Wochen,
die im Predigerseminar verbracht wer-
den müssen. Wir haben als Verein ein
Zeichen gesetzt, das wir zur Nachah-
mung empfehlen: Wir haben für die
beiden Vikariatskurse in Nürnberg und
Bayreuth, die im März begonnen haben,
das Kostgeld für einen Monat übernom-
men – ebenso wie für die Kurse, die im
September begonnen haben. Wir sind
als PfarrerInnenverein ja nicht dazu da,
die Kürzungsbeschlüsse der Landes-
synode abzufedern, aber wir wollten ein
Zeichen für unsere jungen KollegInnen

setzen: Wir freuen uns, dass es Euch
gibt! Wir freuen uns, dass Ihr den Dienst
in unserer Kirche anstrebt! Und wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass auch Eure
Arbeit den gerechten Lohn finden wird!
Wir würden uns freuen, wenn der Lan-
deskirchenrat als Initiator des Kostgelds
sich dieser freiwilligen Unterstützung
anschließen würde und ebenfalls den
einen oder anderen Monat übernähme.
Eine Sammlung in der Landessynode,
die das Kostgeld beschlossen hat, für
einen weiteren Monat würde von den
jungen KollegInnen sicherlich als sehr
motivierend aufgenommen werden.

Achte positive Nachricht:
Das Pfarrergesetz der
VELKD gemeinsam verän-
dert

Die VELKD ist bekanntlich eine Kirche,
in der der Ausgleich von Erfahrungen
und Wünschen sehr unterschiedlicher
lutherischer Kirchen stattfindet. Dies
war deutlich im momentanen Prozess
der Pfarrergesetzänderung spürbar. Vor
allem die nördlichen Kirchen drängten
auf eine stärkere Reglementierung der
PfarrerInnen durch die Kirchenleitung.
Es freut mich, Ihnen mitteilen zu kön-
nen, dass unsere Stellungnahmen aus
Bayern und von der VELKD-Pfarrer-
vertretung auch durch das Wirken un-
seres Landesbischofs und des Landes-
kirchenrates verstärkt wurden. So wur-
den manche fragwürdigen Formulierun-
gen und unverständliche Einschränkun-
gen unseres Dienstes inzwischen wie-
der aus dem Gesetzestextentwurf her-
ausgenommen. Für dieses erfolgreiche
Zusammenwirken möchte ich mich
auch im Namen des Hauptvorstandes
bedanken.
Geblieben sind leider die Paragraphen,
die sich mit dem Prozess der Nichtge-
deihlichkeit beschäftigen. Diese außer-
gewöhnliche Begründung für die Ver-
setzung eines Pfarrers / einer Pfarrerin
nimmt nicht nur in den nördlichen Kir-
chen der VELKD zu, sie ist auch bei uns
zu beobachten. Klaus Weber hat in sei-
nem Vorstandsbericht für den Verband
der Pfarrervereine diesen Punkt breit
ausgeführt, so dass ich dies dem Nach-
lesen im Pfarrerblatt empfehlen kann.
Sein Vorschlag, die Frage einer Zerrüt-
tung im Verhältnis von PfarrerIn und
Gemeinde durch ein hohes Quorum ei-
ner Gemeindeversammlung feststellen
zu lassen, halte ich für wegweisend.
Aber auch hier möchte ich auf unsere
positiven Gespräche im Rahmen der
Pfarrerkommissionssitzung im Juli ver-
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Regionaltagungen 2005
Kirchenkreis Ansbach / Würzburg Pfarrer Weber
Montag, 24.1.2005,10.00 Uhr, in Kitzingen, Paul-Eber-Haus, Schulstr. 2, 97318 Kitzingen
Anmeldung bei: Pfarrer Uwe-Bernd Ahrens, Gustav-Adolf-Platz 6, 97318 Kitzingen

Tel.: 0 93 21 / 80 25, Fax: 0 93 21 / 8 027

Kirchenkreis Augsburg Pfarrer Weber
Montag, 17.1.2005, 10.00 Uhr, in Augsburg, Tagungsstätte der Evang. Diakonissenanstalt, Frölichstr.17,

86150 Augsburg
Anmeldung bei: Geschäftsstelle des Pfarrer- und Pfarrerinnenvereins, Rinnig 8, 96264 Altenkunstadt

Tel.: 0 95 72 / 79 05 00, Fax: 0 95 72 / 79 05 01

Kirchenkreis Bayreuth Pfarrer Ruttmann
Donnerstag, 3.2.2005, 10.00 Uhr, in Bayreuth, Gemeindezentrum Friedenskirche, Friedenstr. 1, 95447 Bayreuth
Anmeldung bei: Geschäftsstelle des Pfarrer- und Pfarrerinnenvereins, Rinnig 8, 96264 Altenkunstadt

Tel.: 0 95 72 / 79 05 00, Fax: 0 95 72 / 79 05 01

Kirchenkreis München Pfarrer Ruttmann
Mittwoch, 2.2.2005, 10.00 Uhr, in Oberschleißheim, Evang.-Luth. Gemeindehaus Oberschleißheim, Lindenstr. 4,

85764 Oberschleißheim
Anmeldung bei: Geschäftsstelle des Pfarrer- und Pfarrerinnenvereins, Rinnig 8, 96264 Altenkunstadt

Tel.: 0 95 72 / 79 05 00, Fax. 0 95 72 / 79 05 01

Kirchenkreis Nürnberg Pfarrer Ruttmann
Montag, 31.1.2005, 10.00 Uhr, in Röthenbach b. Schweinau, Nikodemuskirche, Stuttgarter Str. 33, 90449 Nürnberg
Anmeldung bei: Geschäftsstelle des Pfarrer- und Pfarrerinnenvereins, Rinnig 8, 96264 Altenkunstadt

Tel.: 0 95 72 / 79 05 00, Fax: 0 95 72 / 79 05 01

Kirchenkreis Regensburg Pfarrer Weber
Montag, 31.1.2005,  10.00 Uhr, in Regensburg, Haus des Regionalbischofs, Liskircherstr. 17/21, 93049 Regensburg
Anmeldung bei: Geschäftsstelle des Pfarrer- und Pfarrerinnenvereins, Rinnig 8, 96264 Altenkunstadt

Tel.: 0 95 72 / 79 05 00, Fax: 0 95 72 / 79 05 01

weisen: Der Landeskirchenrat ist mit
uns einig, dass (egal, wie die Formulie-
rung im VELKD-Pfarrergesetz ausfallen
wird) für uns eine Mediation zwischen
Kirchenvorstand, Gemeinde und Pfarre-
rIn Vorrang vor voreiligen Versetzungen
besitzt. Ebenso einig sind wir uns in der
Vermeidung von Warteständen: Falls

nun eine Versetzung nicht umgangen
werden kann, soll dem Pfarrer/der Pfar-
rerin unmittelbar eine neue Aufgabe
zugewiesen werden. Wir haben in un-
serer Kirche so viele unterschiedliche
Stellen und Aufgaben, die mangels Per-
sonal nicht gefüllt und bearbeitet wer-
den können, dass wir es uns gar nicht
leisten können, PfarrerInnen nicht ein-
zusetzen und sie stattdessen zu verrin-
gerten Bezügen pausieren zu lassen.

Neunte positive Nachricht:
Die Beihilfestelle akzeptiert
nun auch Kopien der
Arztrechnungen

Wir hatten in den letzten Jahren das
Problem, dass sowohl die privaten Kran-
kenversicherungen als auch die Beihil-
festelle die Originale der Arztrechnun-
gen vorgelegt haben wollten. Bei einer
jeweiligen Bearbeitungszeit von vier bis
sechs Wochen benötigten wir zum Teil
ein Vierteljahr, um die Erstattungen für
die ausgelegten Beträge zu bekommen.
Nun ist es seit dem 1. August möglich,
die Zweitschriften bzw. Kopien der

Arztrechnungen an die Beihilfestelle zu
schicken und so Krankenkasse und Bei-
hilfe parallel bearbeiten zu lassen.
Diese positive Nachricht wird dadurch
etwas getrübt, dass der Landeskirchen-
rat staatliches »Recht« mal wieder über-
nommen hat: die Praxisgebühr. Wäh-
rend die gesetzlich Versicherten mit der
Praxisgebühr ihren Krankenkassen qua-
si einen Vorauskredit geben, für den im
Gegenzug die monatlichen Beiträge
gesenkt werden, ist dies bei privat Ver-
sicherten nicht so. Die zu meiner Vika-
riatszeit im Predigerseminar offen emp-
fohlene Familienfürsorge (heute »Pax«)
beispielsweise hat zum Jahresbeginn
2004 eine Beitragserhöhung vollzogen,
die in meinem Fall jährliche Mehraus-
gaben in Höhe von 350 Euro bedeuten.
Nun zieht die Beihilfestelle für das er-
ste Quartal 2004 pauschal 10 Euro von
den zu erstattenden Beihilfebeträgen
ab (also nicht etwa nur 50%, wie es
dem Beihilfesatz entspräche). Seit dem
zweiten Quartal ist die staatliche Re-
gelung gültig, nach der für jede erste
ärztliche, zahnärztliche oder psycho-

Das

Ordinationsjubiläum
2005
findet am

Montag, 27. Juni 2005
um 13.30 Uhr

in Ansbach
statt.

Die Predigt und das
Ordinationsgedächtnis wird

Regionalbischof
Dr. Hans-Martin Weiss,

Regensburg, halten.
Eingeladen sind alle Jubilare und Ju-
bilarinnen, die 1935, 1940, 1945,
1955, 1965, 1980 ordiniert wurden.
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therapeutische Behandlung jeweils 10
Euro pro Quartal fällig sind. Dies kön-
nen also weitere 120 Euro pro Beihilfe-
berechtigten bzw. pro Angehörigem im
Jahr bedeuten. Diese Gelder dienen al-
lerdings weder einer Leistungsverbes-
serung noch einer späteren Entlastung
der Versicherten durch sinkende Beiträ-
ge, sondern nur einer Haushaltsent-
lastung.
Ich hoffe, dass im nächsten Vorstands-
bericht hier die positive Nachricht steht,
dass der Landeskirchenrat den Mut hat-
te, diese unsinnige staatliche Regelung
für den Bereich unserer Landeskirche
außer Kraft zu setzen.

Zehnte positive Nachricht:
Wir erleichtern die
Mitgliederverwaltung im
Pfarramt

Das bisherige Mitgliederverwaltungs-
programm für PCs im Pfarramt – MAUS
– hat seine Mängel und Tücken, vor al-
lem in der Verwaltung der eigenen No-
tizen und Verbesserungen. Hinzu
kommt der lange Weg von der Kasualie
zu meinem MAUS-Bestand. Normaler-
weise melde ich eine Taufe an meine
Verwaltungsstelle weiter und an mein
Einwohnermeldeamt. Letzteres verfasst
die kommunalen Datensätze, die dann
nach München gehen. Dort wird es –
im Rechenzentrum angekommen – auf
eine Diskette gezogen, die die Reise in
mein Dekanat antritt. Dort liegt sie
dann in meinem Fach, bis ich sie abhole
und die Taufe dann auf meinen PC als
Änderung einspiele. Schmale 4 Monate
gehen dabei ins Land. Der jüngste
Streich, der mir gespielt wurde, ist die
Meldung auf dem Änderungsbogen von
MECOS, dass ein Gemeindeglied vor 5
Monaten in einem anderen Ort beerdigt
worden sei. Man weiß ja nie – also frag-
te ich vorsichtig nach, ob irgendjemand
etwas wüsste, was ich nicht mitbekom-
men hätte. Nun gut – der Mann lebt
und erfreut sich bester Gesundheit. Es
ist aber nicht ganz einfach, ihn wieder
in meinem PC auferstehen zu lassen. In
meinen Nürnberger Zeiten habe ich
nicht nur einmal Besuche aufgrund der
MAUS-Geburtstagslisten bei Menschen
versucht, die seit über 10 Jahren tot
waren. Dies dann auch im System zu
vermerken, war nicht einfach – und mit
dem nächsten Änderungsdienst waren
sie wieder lebendig.
Johannes Schuster und ich sind für den
PfarrerInnenverein im Arbeitskreis Mel-
dewesen, in dem die Datenprogramme
(und mehr) besprochen werden. Wir

haben Ende letzten Jahres beschlossen,
dass MAUS ein Nachfolgemodell be-
kommt: Wir arbeiten dann (im Jahr
2006 ist die Einführung geplant) alle an
einer einzigen Datenbank, die auf einem
Server fest liegt. Das bedeutet, dass ich
meine Taufe über das Internet eintrage
und dann ist das Kind getauft. Idealer-
weise würden die Verwaltungsstelle
und das Einwohnermeldeamt eine mail
mit der Kopie des Vorgangs bekommen
und alles wäre gut und erledigt. Damit
hätte ich auch mein Gemeindeglied
problemlos wieder zum Leben erwecken
können… Für diese Datenbank gibt es
momentan bundesweit zwei Anbieter,
für die sich bereits Landeskirchen ent-
schieden haben. Johannes Schuster te-
stet gerade seine Diasporagemeinde mit
60 Orten und 6 Kommunen, während
ich die beiden Anbieter in meinen 4
westmittelfränkischen Kirchengemein-
den dem Praxistest unterziehe. Wir hof-
fen gemeinsam mit den anderen Te-
stern, alle Tücken zu entdecken und Lö-
sungen einzufordern, bevor sich die
Landeskirche für einen Anbieter ent-
scheidet. Unser Ziel ist es, die technisch
versierteren Pfarrämter (also die Sekre-
tärInnen und PfarrerInnen, die auch
jetzt schon mit Internet und MAUS ar-
beiten) in die Lage zu versetzen, mit
möglichst wenig Aufwand, Schreibkram
und Porto die Mitgliederverwaltung zu
verbessern. Und alle Pfarrämter, die ihre
Verwaltung ohne PC und Internet erle-
digen, müssen dies auch in Zukunft tun
können.

Elfte positive Nachricht:
Pfarrkonferenzen sind
Dienst und die Fahrt dahin
ist eine Dienstfahrt

Wir haben in der letzten Pfarrerkom-
mission über unterschiedliche Interpre-
tationen der verschiedenen Reiseko-
stenverordnungen diskutiert. So waren
manche DekanInnen der Meinung, dass
die Pfarrkonferenz als Fortbildung ge-
wertet werden müsste und so die Fahrt
nur mit 14 Cent / Kilometer erstattungs-
fähig wäre. Einig waren wir uns hier mit
unserer Personalreferentin, OKRin Dr.
Greiner: Pfarrkonferenzen sind Dienst-
pflicht und als solche eine Dienst-
veranstaltung und damit mit 30 Cent
zu ersetzen. Für Spielchen wie »Wir lee-
ren dann auch gleich unsere Dekanats-
fächer und damit ist es eine Fahrt ins
Dekanat« sind wir uns alle zu schade.
Der Auftrag, die gesamten Fahrtkosten-
erstattungen und Reisekosten-
verordnungen zu vereinheitlichen, er-

ging an das Landeskirchenamt – und
auch darin zeigt sich unsere vertrauens-
volle Zusammenarbeit.

Zwölfte positive Nachricht:
Es kommt Bewegung in die
Besteuerung der Pfarrhäu-
ser!

Seit rund zwei Jahren sind wir an der
Frage der Besteuerungshöhe der Pfarr-
häuser dran. Andere Landeskirchen ha-
ben mit ihren Oberfinanzdirektionen
Verhandlungen aufgenommen und be-
reits Ergebnisse erreicht. So haben Ende
2002 die Finanzbehörden des Bundes
und der Länder festgestellt, dass ein
Abschlag vom Mietwert wegen dienst-
licher Mitbenutzung der Pfarrerwoh-
nung zulässig ist. Während unabhängi-
ge Gutachter davon ausgehen, dass die
Besteuerung der Pfarrhäuser um rund
30% gesenkt werden soll, billigen man-
che Finanzministerien in den Verhand-
lungen nur 15% zu – aber allesamt sind
weiter als wir in Bayern.
Um den Prozess insgesamt in Gang zu
bringen, habe ich mit Hilfe des
PfarrerInnenvereins eine Musterklage
gegen meinen Einkommenssteuerbe-
scheid 2002 eingereicht. Sie orientiert
sich an den Argumenten, die inzwischen
schon von mehreren Gerichten als
steuermindernd anerkannt wurden:
Nutzung der Privattoilette durch die
BesucherInnen des Pfarrbüros; keine
hinreichende Trennung der Eingangsbe-
reiche von Privatwohnung und Pfarrbü-
ro; notwendige Nutzung der Privatwoh-
nung für Gespräche aufgrund der ge-
ringen Größe des Pfarrbüros.
In der Pfarrerkommission haben wir die
Besteuerung der Pfarrhäuser erneut an-
gesprochen und auch unsere Informa-
tionen aus anderen Landeskirchen und
Bundesländern mitgeteilt. Auch hier das
Positive: Wir haben eine große Offen-
heit auf Seiten des Landeskirchenrats
erfahren und uns wurde Unterstützung
in den Gesprächen Landeskirchenrat -
Staatsregierung zugesichert.
Drei Wege wollen wir unterscheiden:
1. Jeder muss sein / ihr Pfarrhaus von

den Quadratmetern und der Miet-
höhe überprüfen. Oft liegt die orts-
übliche Miete unter dem steuerli-
chen Satz – die kommunalen Ge-
meinden haben oft den Überblick
und bescheinigen dies in der Regel
auch. Damit wird das Landeskir-
chenamt den Mietsatz reduzieren
können.

2. Die dann geltende Besteuerung ist
angesichts der Belastungen eines
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Pfarrhauses mit integriertem Pfarr-
büro zu hoch. Über die Einkom-
menssteuererklärung beantragen
Sie am besten eine Rückerstattung
von 30% der zuviel bezahlten Steu-
er. Hierbei berufen Sie sich bitte auf
das laufende Finanzgerichtsver-
fahren I 209/2004 Hermann Rutt-
mann. Damit können Sie sich im
Falle eines Erfolgs unserer Klage die
Rückerstattung sichern.

3. Parallel dazu wird der Landeskir-
chenrat bei den regelmäßigen Ge-
sprächen mit der Oberfinanzdirek-
tion darauf hinwirken, dass die Be-
messungsgrundlagen bayernweit
um 30% abgesenkt werden.

Es gibt also allen Grund zur Hoffnung,
dass wir für die Einschränkungen, die
wir durch das Leben am Arbeitsplatz im
Pfarrhaus haben, nicht auch noch fi-
nanziell bestraft werden.

Letzte positive Nachricht:
Wir erleichtern das Leben,
nicht nur von PfarrerInnen

Es wird immer wieder übersehen, dass
sich der PfarrerInnenverein auch um
ganz praktische Dinge kümmert, die die
Gesundheit stärken und die Lebenser-
wartung erhöhen. In diesem Sinne wol-
len wir folgende Meldung der Techni-
ker-Krankenkasse nicht verschweigen:
Hamburg (ots) - Krawattenträger auf-
gepasst: Zu eng gebundene Schlipse
können die Augen schädigen. Laut ei-
ner Studie an der New Yorker Augen-
klinik riskieren Krawattenträger, am
Grünen Star zu erkranken - dem so ge-
nannten Glaukom. Bei dem Großteil der
40 untersuchten Männer zeigte sich
bereits drei Minuten nach Anlegen des
Schlipses eine Erhöhung des Augen-
innendrucks um bis zu 20 Prozent. Wur-
de die Krawatte wieder abgenommen,
normalisierte sich der Augeninnendruck
bereits nach wenigen Minuten. Schuld
daran ist der gestörte Abfluss des im
Auge ständig neu gebildeten Kammer-
wassers. Die Forscher vermuten, dass
durch die Krawatte die großen Hals-
venen so sehr eingeengt werden, dass
der Abfluss des Blutes behindert wird
und es dadurch zum Rückstau kommt.
Armin Mechkat, Arzt bei der Techniker
Krankenkasse, rät: »Den Schlips nicht zu
eng binden! Gerade Menschen, die bei-
spielsweise aus beruflichen Gründen
täglich eine Krawatte tragen, sollten
hierauf achten.« Der Grüne Star ist eine
der häufigsten Erblindungsursachen,
schätzungsweise ein Prozent der Bevöl-
kerung ist am Glaukom erkrankt, so

Mechkat. Durch den oftmals erhöhten
Augeninnendruck kommt es letztlich zu
einer Schädigung des Sehnervs. Durch
das tägliche und lange Tragen einer zu
eng gebundenen Krawatte steigert sich
das Risiko, dass es zu einer chronischen
Erhöhung des Augeninnendrucks
kommt. (ots Originaltext: Techniker

Krankenkasse; im Internet recher-
chierbar: http://www.presseportal.de)
In diesem Sinne: Bleiben Sie locker!
Krawatten- und brillenfrei:

Hermann Ruttmann,
2. Vorsitzender,

Krautostheim

Das bayerische Kabinett hat Ende Sep-
tember den Gesetzgebungsauftrag für
ein neues Kindertagesstätten Finanzie-
rungsgesetz erteilt. Es folgt im Wesent-
lichen der im Modellversuch in Lands-
berg und Bayreuth erprobten Finanzie-
rungsregeln.
Grundlage der zukünftigen Finanzie-
rung einer Kindertagesstätte werden
die Buchungsverträge, die Eltern mit der
Einrichtung schließen.
Wenn der Kindergarten bisher in Grup-
pen strukturiert war, können Eltern in
Zukunft in einem von der Kita angebo-
tenen Zeitrahmen die Betreuungszeit
frei wählen.
Das erfordert im Kindergarten zumeist
Veränderungen, denn die Einrichtung
soll ja flexibel auf die Elternwünsche
reagieren.
Zum Kindergartenjahr ab 1.9.2006 wer-
den Eltern Buchungsverträge abschlie-
ßen – bis dahin müssen diese Umstruk-
turierungen abgeschlossen sein.
Wie wird ein gruppenorganisierter Kin-
dergarten in so ein Betreuungszeit-
modell umgebaut?

1. Analyse der Situation:
Was bieten wir bisher an?

Das Angebot der zukünftigen Öffnungs-
zeiten wird sich zunächst einmal an den
bisherigen Erfahrungen ausrichten.
Es ergibt sich aus den bisherigen
Gruppenöffnungszeiten ein Zeitraum, in
dem ich auch das nötige Personal an-
gestellt habe. Die meisten Kitas werden
eine »Kernzeit« anbieten, in der die Türe
geschlossen wird.
Stundenweise können die Eltern dann
die Zeit erhöhen. Am Buchungsverhal-
ten der Eltern werde ich erkennen, ob
unser Angebot »ankommt«.

2. Information der Eltern über
die Möglichkeiten der
Buchung

Die Eltern sind die großen »Gewinner«

Kindergarten im Umbau

eines Kind/Zeitbezogenen Finanzmo-
dells. Sie bestimmen durch ihr Bu-
chungsverhalten die zukünftige Struk-
tur der Kita, ob die Kita ein Ganztages-
kindergarten bleibt oder nur (verlänger-
te) Vormittagsbetreuung anbieten wird.
In einem Informationsabend werden die
relevanten Informationen weitergege-
ben, der Unterschied zwischen Bu-
chungs- und Nutzungszeit erklärt und
Hilfestellung beim Ausfüllen der Bu-
chungsverträge angeboten (z.B. mit ei-
ner Präsentation).
Manipulation und Druck auf die Eltern
hat hier keinen Zweck! Eltern muss eine
3-4 Stunden-Betreuung angeboten
werden und die Länge der Buchungs-
zeit wird auch kein Auswahlkriterium
für die Zusage eines Kindergartenplat-
zes sein können – die Eltern können je-
derzeit umbuchen.
Kalkulatorischer »Höhepunkt« sind
»Durchschnittsbuchungszeiten«, indem
Kinder nur an bestimmten Tagen ganz-
tags und an anderen halbtags gebracht
werden und die Durchschnittsbu-
chungszeit im Betreuungsvertrag abge-
schlossen wird.
Da es in den Randzeiten keine Gruppe
im klassischen Sinn mehr geben muss,
kann so ein Vertrag geschlossen wer-
den, wenn nachmittags überhaupt noch
Kinder betreut werden.

3. Elternbefragung als Chan-
ce, die Einrichtung am
Bedarf anzupassen

In der Zeit der Anmeldung werden El-
tern nach ihren Wunschöffnungszeiten
befragt. Wahrscheinlich stimmen diese
nicht immer mit dem bisherigen Ange-
bot überein. Es ist wichtig den Eltern
zu signalisieren: »Wir werden versu-
chen, ihre Wünsche zu erfüllen«, denn
es kann ja sein, dass sich eine erweiter-
te Öffnungszeit rechnet und möglich
wird.
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4. Analyse der Wünsche der
Eltern

Peter:

Rina:

7.00 8.00  9.00 10.00 11.00 12.00 13.00 14.00 15.00 16.00  17.00

u.s.w.
Ergeben sich Möglichkeiten in den
Randzeiten die Einrichtung früher zu
öffnen oder länger auf zu haben?
Das muss in intensivem Gespräch mit
den Mitarbeitern/innen und der Kinder-
gartenleitung ermittelt werden. Können
Dienstpläne umgeplant werden? Sind
die Mitarbeitenden bereit, anders, län-
ger oder kürzer zu arbeiten?

5. Kalkulation des neuen
Angebotes

Was würde geschehen, wenn möglichst
viele Elternwünsche berücksichtigt     wer-
den? Welche Auswirkungen hat das auf
Dienstpläne?
In diesem Falle kalkuliere ich eine »vir-
tuelle Einrichtung«, die es real (noch)
nicht gibt (z.B. mit ISKA Kalkulations
Software). Ich kalkuliere, was ein erwei-
terter Dienstvertrag des Personals an
Mehrkosten verursachen würde und
rechne dagegen, wie sich die Einnah-
men entwickeln, wenn die Buchungs-
verträge abgeschlossen würden.
Stimmen Mitarbeitende Änderungen
ihres Vertrages zu oder können Dienst-
pläne umgeplant werden, kann die Ein-
richtung die Verträge mit den Eltern
abschließen. Fachberatung des Kinder-
gartenverbandes und Beratung der Ver-
waltungsstellen, noch nie war sie so
wertvoll wie heute…

6. Eltern bestimmen wesent-
lich, wo’s lang geht

Eltern sind unsere »Kunden«,  sie be-
stimmen mit ihren Wünschen wesent-
lich unser Angebot. Oft liegen Angebot
und Elternwünsche nicht weit ausein-
ander.
Manchmal aber muss die Einrichtung
eine Anpassung an das Buchungsver-
halten vornehmen, nicht zuletzt weil
davon ihre Finanzierung abhängt. Der
Elternwunsch wird in Zukunft um so
wichtiger, je weniger Kinder es gibt.

7. Buchungszeit und
Nutzungszeit

Jedes Kind nutzt einen Kindergarten
regelmäßig in einem festen Zeitrahmen,
das ist die Nutzungszeit. Dazu kommt

noch bis zu eine Stunde flexible Bring -
& Holzeit. Diese beiden Zeiten ergeben
die Buchungszeit im Betreuungsvertrag.
Beispiel:
Peters Mutter muss ihn täglich späte-
stens um 7.30 im Kindergarten haben,
weil sie ab 8.00 arbeitet und holt ihn
um 13.30 ab. Ihre regelmäßige Nut-
zungszeit beträgt 6 Std. Da sich die
Bring- & Holzeit oft verschiebt, rech-
net sie 30 Minuten dazu, damit sie ein-
kaufen kann und ihn erst um 14.00 ab-
holen kann. Der Buchungsvertrag wird
mit 6,5 Std abgeschlossen.

8. Was kommt da auf uns zu?
Es ist eine unternehmerische Aufgabe,
eine Planungs-, Kommunikations- und
Kalkulationsaufgabe.
Seit drei Jahren haben wir in Kaufering

diese Umstellung gestaltet und erlebt.
Wer Kinder und seinen Kindergarten
liebt und in dieser Arbeit die Gemeinde
aufbauende Chance entdeckt, wird die-
se Hürden sicher schaffen – Zeit kostet
das allemal.
Alle Erfahrungen der letzten Jahre, ISKA
Software, Erklärungen, Präsentationen,
Arbeitshilfen und vieles mehr können
Sie auf einer CD ROM finden, die ich
zusammengestellt habe. Zur Umstel-
lung der Kita ist darauf viel praktisches
Material vorhanden. Sie können die CD
ROM für 10,- Euro anfordern bei: Pfr.
Jürgen Nitz, Hans Meier Str. 1, 86916
Kaufering (E mail: nitz.kaufering@
freenet.de) und im Sinne der »share-
ware« vervielfältigen.

Jürgen Nitz,
Pfarrer in Kaufering

In Starnberg ist ein Konflikt zu Ende ge-
gangen, der über den Kirchenkreis hin-
aus Beachtung fand. Von Starnberg
wurde schließlich der Sprengel Berg als
eigene Gemeinde mit 1425 Gemeinde-
gliedern (Hauptwohnsitze) abgetrennt,
in Starnberg blieben 4600. Neue Kir-
chenvorstände freuen sich darauf, mit
Schwung an die Arbeit gehen zu kön-
nen. Die Wahlbeteiligung erreichte in
Starnberg mit über 16 % eine Rekord-
marke im Kirchenkreis. Konflikte kön-
nen auch belebend wirken! Allerdings
herrschte schon in den letzten Jahren
keineswegs Tristesse, zumindest nicht
in Starnberg. Die Kirche war auch an
normalen Sonntagen voll, neue Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter boten sich
an, abgetauchte Gemeindeglieder reg-
ten sich wieder: Es herrscht seit Jahren
fröhliche Aufbruchstimmung. Anlass
war der neue Pfarrer Ernst Kunas. Er
wurde aber auch zur Zielscheibe in die-
sem Konflikt. Je stärker dieser eskalier-
te, desto mehr stieg sein Ansehen in der
Gemeinde und in der Öffentlichkeit,
einschließlich Lokalpresse. Ebenso stieg
die Souveränität, mit der er in dieser
Krise agierte.

Ernst Kunas
Der Landeskirchenrat hatte das Be-
setzungsrecht und übertrug Pfr. Kunas
1999 die 1. Pfarrstelle. Er kam aus der
Gemeinde Olching, Dekanat Fürsten-

Schwamm drüber?
Der Starnberg-Konflikt ruft nach Konsequenzen

feldbruck. Damals war ich dort Dekan.
Die Verbundenheit aus jener Zeit wur-
de dann auch Anlass, meinen Grundsät-
zen untreu zu werden und mich Ende
2003, also in einem schon sehr fortge-
schrittenen Konfliktstadium, einzu-
schalten. Starnberg verfügt über eine
große gehobene Bildungsschicht. Die
Vita von Ernst Kunas schien dafür
»maßgeschneidert«: Assistent bei Prof.
Dr. Richard Riess, Ausbildung in Ehebe-
ratung und Transaktionsanalyse, Exa-
mensprüfer im Fach Seelsorge, persön-
licher Referent von Landesbischof Dr.
Johannes Hanselmann, angesehener,
erfolgreicher Gemeindepfarrer im Deka-
nat Fürstenfeldbruck, FEA-Leiter, Vor-
sitzender des Dekanatsbildungswerks.
Ich hielt Ernst Kunas damals für eine
Idealbesetzung und bin heute mehr denn
je dieser Überzeugung – die überwälti-
gende Mehrheit der Starnberger eben-
falls. Aber im Kirchenvorstand begann
sich schon frühzeitig eine Oppositions-
gruppe gegen Pfr. Kunas zu formieren,
die leider über die Mehrheit verfügte
und sich daher die »KV-Mehrheit«
nannte. Der Konflikt nahm seinen Lauf.

Der Konflikt
Es kam schon bald zu Vorwürfen unter
der Gürtellinie, Kunas sei geisteskrank
etc. Der rüde, selbstherrliche Ton der
»KV-Mehrheit« bei Kirchenvorstands-
sitzungen ist mehrfach dokumentiert.
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Aber die Gemeinde wartete vergebens
auf plausible Vorwürfe. Man verschanz-
te sich hinter dem Schweigegebot –
auch dann noch, als Pfr. Kunas den Kir-
chenvorstand davon dispensierte. Man
versuchte vergebens, ihm finanzielle
Vergehen anzuhängen. Das Vorgehen
der »KV-Mehrheit« erfüllte zunehmend
einschlägige Mobbing-Kriterien. Ende
2003 kam es zu mehreren (!) anonymen
Anzeigen, die sich ebenfalls als substanz-
los erwiesen. Die gegnerische Gruppe hat-
te im März 2003 einen Ungedeihlich-
keitsantrag gestellt, in dem sie u. a. die
finanziellen Vorwürfe, die von der Kir-
chenleitung längst zurückgewiesen
worden waren, erneut auftischte. Trotz-
dem wurde das Ungedeihlichkeits-
verfahren eingeleitet.
Welche Anteile hatte Kunas an diesem
Konflikt? Ich war dabei, als Prof. Dr.
Riess ihn insistierend fragte, ob er nicht
vielleicht doch provoziert, Fehler ge-
macht habe. Dies wäre wichtig zu wis-
sen, um in der Einschätzung nicht schief
zu liegen. Die Diskussion mit anwesen-
den Gemeindegliedern und Kirchenvor-
stehern ergab, dass nichts vorlag, was
diese feindselige Obstruktionspolitik er-
klären könnte. Die einzig plausible Erklä-
rung sei, dass Pfr. Kunas mit seiner Qua-
lifikation und inneren Unabhängigkeit
vom eingefahrenen »Kuschel- und Macht-
system Starnberg« als Bedrohung emp-
funden wurde.
Für Außenstehende war der Konflikt
schwer durchschaubar, zumal auch ge-
legentliche Verlautbarungen der Kir-
chenleitung den Eindruck förderten,
hier würden heillos zerstrittene, große
Lager aufeinander losgehen. In Wirk-
lichkeit bestand das eine »Lager« aus je-
ner »KV-Mehrheit« mit einem sehr be-
grenzten Umfeld, das andere aus der
überwältigenden Gemeindemehrheit.
Die “KV-Mehrheit” war zunehmend iso-
liert und mied ihre Gemeinde. Aber sie
klebte ehern an ihren Stühlen.

Widerstand formiert sich
Ende 2002 bildete sich ein »Initiativ-
Kreis«, der sich auf zwei »Gemeinde-
foren« (mit jeweils 400 Teilnehmern)
das Mandat geben ließ, für die beunru-
higte Gemeindemehrheit zu sprechen.
Er setzte sich für den Verbleib von Pfr.
Kunas ein und hoffte auf vernünftige
Gespräche mit der Kirchenleitung. In
einer von ihm durchgeführten Umfrage
im Herbst 2003 mit 4000 versandten
Bögen und einem Rücklauf von fast
1000 (!), votierten weit über 95% der
Antwortenden für einen Verbleib von

Pfr. Kunas und für eine Neuwahl des
Kirchenvorstands! Angesichts dieser
Mehrheitsverhältnisse und der Hoff-
nungen, die Pfr. Kunas geweckt hatte,
kann man sich die Folgen  einer Amts-
enthebung wegen »Ungedeihlichkeit«
vorstellen. Jeder Austritt ist einer zu
viel. Wenn Austritte leichtfertig herbei-
geführt werden und ein finanzielles De-
saster zur Folge haben, ist es besonders
ärgerlich. Einer der größten Steuerbe-
rater Starnbergs gab der Kirchenleitung
mit berechtigtem Stolz zu verstehen,
dass er in den vergangenen Jahren alle
seine Mandanten vom Kirchenaustritt
abhalten konnte. Im Fall einer Zwangs-
versetzung von Pfr. Kunas würde er aber
selbst an Austritt denken. Starnberg ist
immerhin die Stadt, in der angeblich die
meisten Millionäre Deutschlands woh-
nen!

Die Kirchenleitung
Ihr Agieren stand unter einem unglück-
lichen Stern. In die Zeit des Konflikts
fiel die Krankheit des damaligen, inzwi-
schen verstorbenen Weilheimer Dekans
Eberhard Schmidt und in Folge ein  De-
kanswechsel. Ebenso hat der Wechsel
auf der Stelle des Regionalbischofs si-
cher eine große Rolle gespielt. Starn-
berg war für die neue Regionalbischöfin
nicht die einzige »Baustelle« auf der sie
sich zurechtfinden musste. Offensicht-
lich kann die Kirchenleitung Neulingen
keine Konfliktstrategie anbieten, an der
sie sich orientieren können.
Für ein kirchenleitendes Organ ist na-
türlich der Kirchenvorstand der erste
Ansprechpartner. Im Starnberger Kir-
chenvorstand saßen Leute, die aufzu-
treten verstanden, etliche schon seit
mehreren Amtsperioden: »Wir wissen,
was für die Gemeinde gut ist.« Kirchen-
leitung und Kirchenvorstand scheinen
sich so nahe gekommen zu sein, dass
ein Umsteuern später schwer fiel.
Der Initiativ-Kreis dagegen hatte erst
etwas zu melden als er massiv wurde,
der Regionalbischöfin in einer Presse-
erklärung Befangenheit vorwarf und
den Juristen im LKR gravierende Ver-
fahrensfehler vorhielt. Das geschah
Ende 2003. Im Januar 2004 stand das
Urteil im Ungedeihlichkeitsverfahren
an; der Initiativ-Kreis musste damals
das Schlimmste befürchten. Das Ver-
fahren wurde nun niedergeschlagen,
aber immer noch erweckte die Kirchen-
leitung, vertreten durch die Regional-
bischöfin, den Eindruck, dem Kirchen-
vorstand besonders verpflichtet zu sein.
Er wurde nicht mit seinen Mobbing-

Praktiken und den realen Mehrheitsver-
hältnisse in der Gemeinde konfrontiert,
er wurde nicht zum Rücktritt aufgefor-
dert, es wurde ihm nicht mit Absetzung
nach KGO gedroht, es wurde trotz ent-
sprechender Forderungen immer noch
nicht ordentlich recherchiert. Statt des-
sen wurde weiterhin der Eindruck der
großen unversöhnlichen Lager erweckt,
die versöhnt werden müssen. Eine
Mediation mit zwei hochqualifizierten
Rechtsanwälten wurde durchgesetzt
(sie war bisher ebenso wie eine Ge-
meindeberatung von der »KV-Mehrheit«
abgelehnt worden). Über die Kosten war
nichts zu erfahren, sie dürften sich in
den Zehntausendern bewegen. Die
Mediatoren wussten nach zahllosen
Gesprächen keinen anderen Rat, als die
Parteien zu trennen, indem der Spren-
gel Berg abgespaltet und verselbst-
ständigt wird. Der Sprengelpfarrer von
Berg gehörte zur »KV-Mehrheit«; an ihn
konnten sich ihre noch verbliebenen
Mitglieder nun halten.
Die Aussetzung des Ungedeihlichkeits-
verfahrens war für die »KV-Mehrheit«
natürlich ein harter Schlag. Er wurde ihr
in einer Presseerklärung des LKR damit
versüßt, dass ihr »ehrliches Bemühen
um der Gemeinde willen« attestiert
wurde; in Starnberg löste das nur Kopf-
schütteln aus. Das hinderte sie nicht,
der Kirchenleitung vorzuwerfen, sie
habe sich erpressen lassen. Die Erwar-
tung, dass sie mit dem Ungedeihlich-
keitsverfahren letztlich doch zum Zuge
kommen würde, war bei der »KV-Mehr-
heit« offensichtlich sehr hoch. Die An-
nahme ist naheliegend, dass die Kir-
chenleitung diese Erwartung lange Zeit
gestützt hat.

Beobachtungen und Folge-
rungen

1. Kunas
»Warum geht er denn nicht einfach«,
fragten mich viele, teils wohlmeinend,
teils verärgert. Die Antwort dürfte klar
geworden sein: Er konnte sich von der
Gemeinde getragen fühlen und hätte
viele enttäuscht, wenn er gegangen
wäre. Eine Austrittswelle drohte ohne-
hin. Er hielt dagegen: »Nicht aus der Kir-
che austreten, sondern für sie eintre-
ten.« Es ist eindeutig sein Verdienst,
wenn es keine Austritte wegen dieses
Konflikts gegeben hat. Manche Konflik-
te sind auch nötig, um Verkrustungen
aufzubrechen. Pfr. Kunas verdient volle
Anerkennung, weil er durchgehalten
hat und die Aufbruchstimmung in der
Gemeinde trotz aller Belastungen zu
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fördern wusste. Prof. Dr. Riess ist einer
von vielen, die von der Landeskirche
eine Ehrenerklärung für Ernst Kunas
verlangt haben. Lange Zeit vergebens.
Erst bei der Gemeindeversammlung im
Mai 2004 konnte sich die Regional-
bischöfin nach beharrlichem Drängen
durch die Versammelten so eine Erklä-
rung abringen.
2. Die Kirchenleitung:
- Ein Konflikt dieser Art in Starnberg

sollte eigentlich die höchste Alarm-
stufe auslösen. Die »Unbekümmert-
heit« mit der er von der Kirchenlei-
tung angegangen wurde, empfinde
ich als ein Spiel mit dem Feuer, zu-
mal in Zeiten leerer Kassen. Aber
weder der Finanzreferent noch der
Landesbischof hat sich erkennbar
für ihn interessiert.

- Hätte sich die Gemeinde nicht der-
art hinter Pfr. Kunas gestellt, hätte
er mit höchster Wahrscheinlichkeit
Starnberg wegen »Ungedeihlich-
keit« verlassen müssen. Wo ist die
»Fürsorgepflicht« geblieben? Auch
wenn die Feststellung von Unge-
deihlichkeit rechtlich kein Schuld-
spruch ist, ist sie ein tiefer, verlet-
zender Eingriff in das Leben eines
Pfarrers und seiner Familie. Ich plä-
diere nicht dafür, Ungedeihlich-
keitsverfahren abzuschaffen und
Pfarrer grundsätzlich mit Samt-
handschuhen anzufassen. Aber ein
faires Verfahren, das nicht durch
einen »Initiativ-Kreis«, sondern
durch das eigene Gerechtigkeitsbe-
dürfnis der Kirchenleitung zustan-
de kommt, müsste selbstverständ-
lich sein.

- Regeln für die sachgemäße Hand-
habung von Konflikten sind eigent-
lich nicht schwer zu finden, aber sie
fehlen offensichtlich. Einige Impul-
se dazu: Die Brisanz eines Konflikts
einschätzen. An die Stelle von Busch-
trommeln muss eine saubere Recher-
che, am besten durch ein unabhän-
giges Team, treten. Größtmögliche
Transparenz des Verfahrens. Neben
dem Schweigegebot muss es auch
ein Redegebot geben. Informatio-
nen hinter vorgehaltener Hand wer-
den nicht akzeptiert.

- Was ist von der Gemeindeteilung zu
halten? Geniale Patentlösung oder
Notlösung, weil die Kirchenleitung
es nicht fertig gebracht hat, ihres
Amtes zu walten und dies mit viel
Versöhnungsrhetorik kaschiert hat?
Nun denn: Die Starnberger freuen
sich, weil eine Last von ihnen ge-

nommen ist und vielleicht auch ei-
nige Berger, dass sie nun selbst-
ständig sind. Ich habe die Kirchen-
leitung nicht um die Aufgabe be-
neidet, in so einer Situation eine
Lösung zu finden. Trotzdem: Wohl
ist mir bei dieser nicht.

3. Die Ehrenamtlichen,
speziell die Kirchenvorsteherinnen und
Kirchenvorsteher. Ganz ohne Ironie: Sie
sind der große Schatz unserer Kirche.
Die meisten leisten Hervorragendes.
Daneben gibt es aber das Schielen nach
Macht, Ansehen und Selbstdarstellung
– auch in den »besseren Kreisen«. Man-
che sind sehr darauf angewiesen,
»durch Dienen zu herrschen.« Man
kennt den tüchtigen Jugendfunktionär,
der plötzlich ein elitäres Gehabe ent-
wickelt oder den »Küchendrachen«, der
beim Gemeindefest niemand neben sich
duldet. Und hin und wieder gibt es
selbstherrliche Kirchenvorsteherinnen
und Kirchenvorsteher, die den Pfarrer
als ihren Befehlsempfänger ansehen
möchten und nicht merken, wann es
Zeit ist, aufzuhören. Das partnerschaft-
liche Miteinander von Amt und Ge-
meinde immer wieder auszutarieren,
könnte zunehmend zur Aufgabe kir-
chenleitender Organe, vor allem der
mittleren Ebene, werden.
4. Die Kollegen:
Wo bleibt die große pastoralpsycho-
logische Untersuchung über Rivalitäten
in Pfarrerteams? Vielleicht gibt es sie
inzwischen, aber viel scheint sie nicht
bewirkt zu haben. So viel lässt sich für
Starnberg (4 Pfarrstellen) sagen: Die
Kollegen und Kolleginnen waren ge-
spalten. Sie haben ihre unterschiedli-
chen Rollen gespielt; ich hüte mich
aber, sie öffentlich darzustellen und zu
beurteilen. Ganz allgemein, nicht nur im
Blick auf Starnberg, ist festzustellen: Im
Konfliktfall laufen christliche Brüder
und Schwestern Gefahr, die gleichen
taktischen Spielchen zu betreiben wie
ihre säkularisierten Mitmenschen.

»Nach vorne blicken«,
heißt die Devise oft, wenn es geknirscht
hat. In der Tat: Wer ein Scherbengericht
inszenieren will, prüfe erst einmal, wel-
che Figur er selbst als Konfliktmanager
abgibt. Einem Ruheständler fällt schon
einiges ein, was bei seiner Verabschie-
dung freundlich verschwiegen wurde.
Aber mir fallen auch Konflikte ein, die
nicht mit faulen Kompromissen abge-
würgt, sondern durchgestanden wurden
und dann positive Wirkung zeigten. So
auch in Starnberg. Trotz aller Empörung

in der heißen Phase ist in Starnberg das
Interesse an Kirche gewaltig gestiegen,
das Klima in der Gemeinde ist zur Zeit
herzlich, engagiert und nach vorne ge-
richtet wie noch nie. Allerdings sollte
so ein Konflikt auch nicht ungenutzt
verpuffen; denn der nächste kommt
bestimmt, irgendwann und irgendwo,
und wenn man aus diesem lernt, könn-
te es bei der nächsten Gemeinde besser
laufen.

Ulrich Finke, Dekan i. R.,
Fürstenfeldbruck
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Zum  Flyer Kirche und Geld
Als ich Ende August aus dem Urlaub
zurückkam, fand ich unter unzähligen
Briefen auch einen, in welchem sich das
Landeskirchenamt mit einem neuen
Flyer und einem Bestellformular mel-
dete. Die erste Begeisterung darüber,
dass unsere Landeskirche ihr Finanzge-
baren transparent machen möchte und
die mich beinahe zur hundertfachen
Bestellung verleitet hätte (es soll ja für
Menschen wichtig sein, genau zu wis-
sen, was mit ihrem Geld geschieht), war
sofort verflogen, als ich den Inhalt die-
ses Flyers las, und sich sofort bei mir so
eine Art Wut einstellte,  die sich als
Bauchweh bemerkbar machte.
Nichts gegen Transparenz - was mich
wütend machte war vielmehr der erste
Abschnitt. Damit Sie besagten Flyer
jetzt nicht suchen müssen, hier der
Wortlaut:
62,32 Euro Leben in den Kirchenge-
meinden
»Vom Gottesdienst bis zur Notfall-
seelsorge, vom Kirchenkonzert bis zur
Taufbescheinigung, vom Altenheim bis
zum Kindergarten: Wir investieren in
Menschen, für Arbeit mit Menschen. In
Kirchengemeinden und der Diakonie
setzen wir uns konkret für Körper und
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Seele ein. Wir sorgen uns um das ganze
Leben. Damit die Kirche auch in Zukunft
im Dorf bleibt, investieren wir in den
Erhalt unserer Kirchen und renovieren
Gemeindehäuser. Wir wollen, dass Sie
sich darin zu Hause fühlen.«
Mehrere Fragen drängten sich mir auf,
was mich und meine Gemeinde betrifft:
1. Kirchenkonzert und Taufbescheini-
gung: Wann hat die Landeskirche je ein
Kirchenkonzert in meiner Gemeinde be-
zuschusst? Denn soweit ich mich erin-
nere, gab es im vergangenen Jahr (oder
bereits im Jahr davor???)  ein Rund-
schreiben, in dem darauf hingewiesen
wurde, dass für kirchenmusikalische
Veranstaltungen keine Mittel zur Ver-
fügung stehen, was sich meines Wis-
sens seither sicher nicht verändert hat.
2. Kindergarten: Zur Erweiterung un-
seres Kindergartens, die im Jahr 1998
abgeschlossen wurde, hat die Landes-
kirche mit keinem Pfennig beigetragen
und seit mindestens 10 Jahren hat der
Evangelische Kindergarten Oberaltert-
heim keine Bedarfszuweisung mehr er-
halten, die Umgestaltung der Außenan-
lagen am Kindergarten haben wir im
Jahr 2003 aus eigenen Mitteln finan-
ziert. Fazit: Im Bereich Kindergarten
gab es keine Investition seitens der Lan-
deskirche.
Am meisten aber ärgerte mich der Satz,
in dem es um
3. Kirche und Gemeindehäuser ging.
Lassen Sie ihn sich mal auf der Zunge
zergehen: »Damit die Kirche auch in
Zukunft im Dorf bleibt, investieren wir
in den Erhalt unserer Kirchen und reno-
vieren Gemeindehäuser.«
Wie bitte??? Steht da wirklich: »...inve-
stieren wir in den Erhalt unserer Kir-
chen...«???
Dann gehört unsere Kirche in Oberal-
tertheim offensichtlich nicht zu »unse-
ren« Kirchen. Wie sonst wäre der Wider-
spruch zwischen Landeskirchlich-Ge-
sagtem und In-Oberaltertheim-Erleb-
tem zu erklären?
Wir haben in den vergangenen einein-
halb Jahren unsere Kirche innen reno-
viert. Seit 1998 hatten wir uns mit die-
sem Gedanken befasst, um im Jahr
2003 die Arbeit aufzunehmen, lag die
letzte Innenrenovierung doch schon 40
Jahre zurück. Die ersten Antworten aus
dem Landeskirchenamt verhießen nichts
Gutes. »Es sei kein Geld vorhanden und
demzufolge könne man der Maßnahme
auch nicht zustimmen«, wurde mir auf
die Bitte um kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung für die Beauftragung eines
Architekten mitgeteilt.

Erst die Zusicherung meinerseits, dass
durch die Beauftragung eines Architek-
ten für die Landeskirche keine Kosten
entstehen würden, führte zur Erteilung
der Genehmigung. Auch später kam nie
ein Ja seitens der Landeskirchlichen
Stellen, so dass ich manchmal den Ein-
druck hatte, man wolle uns einfach nur
bremsen.
Auf meine Bitte um Gewährung eines
»symbolischen« Zuschusses von 10.000
Euro,  was - angesichts der geschätz-
ten Kosten von 411.500 Euro - nicht viel
mehr als ein »Zeichen« gewesen wäre,
wurde in dem Antwortschreiben der
Landeskirche noch nicht einmal einge-
gangen.
So gingen wir die Maßnahme ohne Zu-
schüsse an und haben sie – Gott, Ge-
meindegliedern und den Ortsvereinen
sei Dank, nicht aber der Landeskirche –
zu einem guten Ende gebracht.
All diese Tatsachen drängen natürlich
die Frage auf: Wie würden die Men-
schen in meiner Gemeinde die Aussage
des Flyers: »... investieren wir in den Er-
halt unserer Kirchen und renovieren
Gemeindehäuser.« aufnehmen? Entwe-
der sie sagen: »Das war klar. Unsere Kir-
che gehört nicht zu ›unsere Kirchen‹, in
deren Erhalt nach landeskirchlicher
Aussage investiert wird.«, oder sie sa-
gen: »Was die Landeskirche behauptet,
ist eine glatte Lüge.«
Ärgerlich war für mich auch, zu wissen,
dass trotz inexistenter Geldmittel, hier-
hin und dorthin Zuschüsse vergeben
wurden und werden - auch für Kirchen-
renovierungen – was in sich ja schlüs-
sig ist. Schließlich sind nicht alle Kir-
chen »unsere Kirchen«. Aber für »unsere
Kirchen« kommen letztendlich auch die
Gemeindeglieder aus Oberaltertheim
mit ihrer Kirchensteuer auf.
Ob es uns bei einer Renovierung unse-
res Gemeindehauses anders ergehen
würde, wage ich zu bezweifeln, geht es
bei diesen doch nur allgemein um Ge-
meindehäuser (nicht mal um unsere).
Faszinierend ist aber die Aussicht, dass
die Landeskirche künftig Gemeindehäu-
ser renoviert, heißt es doch »wir...reno-
vieren Gemeindehäuser.«
Jedenfalls weiß ich jetzt, was mit den
Kirchensteuermitteln passiert: Sie flie-
ßen nicht dahin zurück, von wo sie
kommen. Der Landeskirche sei Dank.
Ich denke, Sie verstehen, dass ich die-
sen Flyer nicht bestellen und austeilen
will und kann. Er würde mehr Schaden
anrichten als der Transparenz lieb wäre.

Günther Klöss-Schuster, Pfarrer in
Oberaltertheim
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Aus der
Pfarrerkommission
85. Sitzung

Nachdem Vikar Thomas Zeitler von der
VBV die Nachfolge von Pfarrer Johan-
nes Schuster als Vertreter der Vika-
rinnen und Vikare, Pfarrerinnen und
Pfarrer z.A. in der Pfarrerkommission
angetreten hat, wurde auch ein Wech-
sel des Berichterstatters aus der Pfar-
rerkommissionssitzung nötig. Die Pfar-
rerkommission schlug den Sprecher,
Pfarrer Klaus Weber, als neuen Bericht-
erstatter vor. Er beginnt mit diesem
Bericht seine neue Aufgabe.
Zu Beginn soll zunächst ein herzlicher
Dank an Johannes Schuster stehen, der
ab der 68. Sitzung im Oktober 1998 in
engagierter Weise die Berichterstat-
tung im Korrespondenzblatt übernom-
men hatte.
Eine Reihe von wichtigen und spannen-
den Punkten stand auf der Tagesord-
nung der 85. Sitzung am 16. Juli. Die
Tagesordnung war im Vorfeld in be-
währter Weise zwischen Kirchenober-
verwaltungsdirektorin Burkhardt und
dem Vorsitzenden abgesprochen wor-
den. Schon auf der vorhergehenden Sit-
zung war auch vereinbart worden, dass
neben der Personalreferentin, Oberkir-
chenrätin Dr. Greiner, als Vorsitzende,
auch der Leiter des Landeskirchenam-
tes, Oberkirchenrat Rainer Böttner, als
ständiger Begleiter teilnehmen würde.

Stellungnahme zur geplanten
Änderung des VELKD -
Pfarrergesetzes

Die Pfarrerkommission konnte im Vor-
feld der Stellungnahme der Landeskir-
che zu den geplanten Änderungen des
VELKD – Pfarrergesetzes Vorschläge
und Änderungswünsche für die Bera-
tungen im Landeskirchenrat einbringen.
Im Bericht von OKR Böttner über den
Stand der Beratungen wurde nun deut-
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lich, dass eine Reihe von Vorschlägen,
die wir und auch die Pfarrergesamt-
vertretung der VELKD gemacht hatten,
im Rechtsausschuss der VELKD berück-
sichtigt wurden und damit einige Här-
ten, die im Entwurf enthalten waren,
voraussichtlich abgewendet werden
können. Unsere Kritik gilt aber nach wie
vor der verschärften Fassung der Para-
grafen 86 bis 88 im Zusammenhang mit
Verfahren zur Nichtgedeihlichkeit. Hin-
tergrund der geplanten Neuregelungen
ist, dass man Verfahrensabläufe straf-
fen möchte; man nimmt aber dabei in
Kauf, dass die Rechtsposition der Pfar-
rerinnen und Pfarrer in diesen Verfah-
ren weiter geschwächt wird. Die Pfar-
rerkommission bat OKR Böttner, an die-
sem Punkt im Rechtsausschuss der
VELKD weiter zu verhandeln.

Fortführung der Altersteilzeit
Mit Verwunderung nahm die Pfarrer-
kommission zur Kenntnis, dass die Be-
stimmungen zur Altersteilzeit zum
1.8.04 auslaufen werden, eine Verlän-
gerung aber frühestens bei der Herbst-
synode beschlossen werden kann.
Die Altersteilzeit nach dem sog. Block-
modell eröffnete Pfarrerinnen und Pfar-
rern mit 60 Jahren z.B. die Möglichkeit,
mit einem reduzierten Gehalt von 83 %
zunächst zweieinhalb Jahre weiterhin
aktiv Dienst zu leisten und dann die
restlichen zweieinhalb Jahre mit eben-
falls reduziertem Gehalt in die Ruhe-
phase der Altersteilzeit zu gehen. Ab
dem 65. Lebensjahr kann in den mei-
sten Fällen volles Ruhegehalt gewährt
werden.
Diese Regelung schaffte sowohl für die
Landeskirche bei überschaubaren Ko-
sten als auch für die Pfarrerinnen und
Pfarrer bei einer begrenzten Absenkung
der Besoldung eine attraktive Form des
Vorruhestandes. Die Pfarrerkommission
bat den Landeskirchenrat, die Regelun-
gen zur Altersteilzeit der Landessynode
zur Verlängerung vorzuschlagen.

Personalstruktursicherungs-
gesetz

Während die Altersteilzeit nach Mei-
nung der Pfarrerkommission eine sinn-
volle Form des vorgezogenen Ruhestan-
des eröffnet, hielt sie sich in ihrer Kritik
an den Bestimmungen des Personal-
struktursicherungsgesetzes (PSSG)
nicht zurück. Nach ihrer Meinung sei es
schwer zu vermitteln, dass einerseits
Pfarrerinnen und Pfarrer mit 58 Jahren
bei einem erheblichen Kostenaufwand
der Landeskirche die Möglichkeit zum

Vorruhestand erhalten sollen, während
jetzt schon eine Reihe von Pfarrstellen
nicht besetzt werden kann und Kolle-
ginnen und Kollegen lange Vakanz-
vertretungen zusätzlich leisten müssen.
Frau Dr. Güttler vom Umsetzungsma-
nagement teilte uns mit, dass insge-
samt 4 Millionen Euro der insgesamt
beschlossenen19 Millionen für Maß-
nahmen nach dem PSSG als Kosten-
obergrenze für die Pfarrerinnen und
Pfarrer vorgesehen seien. Die Mittel rei-
chen für ca.15 Pfarrerinnen und Pfar-
rer, die in den vorzeitigen Ruhestand
treten können.
Folgendes Verfahren wurde dazu be-
schlossen:
- Anträge von Pfarrerinnen und Pfar-

rer, die zwischen 55 und 57 Jahren
alt sind, werden nur im Ausnahme-
fall berücksichtigt.

- Anträge von Pfarrerinnen und Pfar-
rern zwischen 58 und 60 Jahren
können nur berücksichtigt werden,
wenn sie bis zum 31.12.03 einge-
gangen sind.

- Anträge von Pfarrerinnen und Pfar-
rern ab dem 61. Lebensjahr und An-
träge auf Entlassung aus dem Dienst
werden innerhalb des noch vor-
handenen Finanzierungsrahmens
weiterhin angenommen und bear-
beitet.

Die Vertreterinnen und Vertreter des
Landeskirchenamtes wiesen darauf hin,
dass die Regelungen des PSSG nicht in
erster Linie für die Pfarrerinnen und
Pfarrer geschaffen wurden, sondern
sich vor allem an die kirchlichen Mitar-
beitenden richten würden, die Stellen
innehaben, die in den kommenden Jah-
ren abgebaut werden müssen.
Informationen zum PSSG finden sich
inzwischen auch im Intranet. Dort wird
auch eine innerkirchliche Stellenbörse
aufgebaut.

Neufassung der Pfarrstellen-
besetzungsordnung

Zur Herbstsynode ist geplant, eine Neu-
fassung der Pfarrstellenbesetzungs-
ordnung vorzulegen und zu beschlie-
ßen. Die Pfarrerkommission legte schon
Anfang Juli dem Vorbereitungsaus-
schuss einige Punkte vor, um deren Be-
rücksichtigung sie bat. In der Pfarrer-
kommissionssitzung wurden diese
Punkte der Pfarrerkommission noch
einmal kurz vorgetragen und diskutiert:
- Es muss eindeutig geregelt werden,

welche Bewerbungsunterlagen für
Pfarrerinnen und Pfarrer erforder-
lich sind und welche Unterlagen

dem Besetzungsgremium vorgelegt
werden müssen.

- Beim Besetzungsrecht durch das
Wahlgremium sollen alle Bewer-
bungen diesem Gremium zugeleitet
werden. Das Gremium entscheidet
aus allen eingegangenen Bewer-
bungen. Damit entsteht für die Be-
werberinnen und Bewerber, aber
auch für das Besetzungsgremium
eine größere Transparenz als bisher.
Die Abschaffung des »Dreiervor-
schlags« orientiert sich an der Pra-
xis der anderen VELKD - Kirchen
(Ausnahme: Sachsen)

- Das alternierende Verfahren sollte
tatsächlich durchgehalten werden,
d.h. der Landekirchenrat sollte auch
dann das Besetzungsrecht haben,
wenn es beim letzten Mal nur eine
Bewerbung gegeben und der Kir-
chenvorstand letztlich keine Wahl-
möglichkeit hatte.

Anregungen im  Bezug auf Teildienst-
leistenden und Stellenteilenden:
- Der Einsatz eines Ehepaares sollte

in Zukunft mit mehr als 100 Pro-
zent in einer Kirchengemeinde – bei
mehr als einer vorhandenen Stelle -
möglich sein.

- Alle Stellen sollten grundsätzlich
teilbar sein und auch für Theologen-
ehepaare bzw. für zwei Teildienstler
ausgeschrieben werden. Hier wün-
schen wir eine Umkehr der bisheri-
gen Beweislast.

- Bei Stellen, die an einen weiteren
Dienstauftrag gekoppelt sind, muss
im Wahlgremium auch der zweite
Arbeitsbereich vertreten sein.

Frau Dr. Greiner sprach sich in der Dis-
kussion für die Beibehaltung des Dreier-
vorschlages aus, weil er den Anliegen
der Pfarrerinnen und Pfarrern mehr die-
ne als die Öffnung für alle Bewerbun-
gen.
Es wurde vereinbart, dass zwei Vertre-
ter der Pfarrerkommission zur nächsten
Sitzung des Ausschusses eingeladen
werden, um die Position der Pfarrer-
kommission vor und zur Diskussion zu
stellen.

Besteuerung der Pfarrhäuser
Die Pfarrerkommission wies auf neue
Absprachen der Finanzbehörden des
Bundes und der Länder hin, die Einver-
nehmen darüber hergestellt haben, dass
ein Abschlag vom Mietwert wegen
dienstlicher Mitbenutzung der Pfarrer-
wohnung zulässig sei. Strittig sei nur
die Höhe dieses Abschlages. Während
die Oberfinanzdirektionen in der Regel
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nur bis zu 15 % zugestehen, kommt
Professor Dr. Mösbauer, Würzburg in
einem Gutachten zu dem Schluss, dass
bis zu 30 % Abschlag angemessen wäre.
Da in einer Reihe von Fällen bei der in
Bayern üblichen pauschalen Festlegung
der Mietwerte die örtlich üblichen
Mietwerte schon erreicht werden, sind
nach Meinung der Pfarrerkommission
die mit der Oberfinanzdirektion ausge-
handelten Regelungen zu überprüfen.
Kirchenoberverwaltungsdirektor Dr.
Rießbeck sicherte zu, dass im Rahmen
der anstehenden Verhandlungen mit
der Oberfinanzdirektion über die Neu-
festlegung der Sätze auch diese neuen
Diskussionsergebnisse mit einfließen
werden.

Klarstellung zum Thema
»Handy«

Zum wiederholten Mal war das Thema
»Handy« auf der Tagesordnung der Pfar-
rerkommissionssitzung. Es ging dabei
um die Anschaffung von dienstlich ge-
nutzten Handys und um die Festlegung
der Erstattungen bei dienstlich genutz-
ten privaten Handys.
Die Pfarrerkommission bat darum, dass
es weiterhin möglich sein müsse, aus-
schließlich dienstlich genutzte Handys
durch die Kirchengemeinden anzu-
schaffen. Dies sichere eine bessere Er-
reichbarkeit der Pfarrerin und des Pfar-
rers und sei in vielen Stadtgemeinden
zur Gewährleistung eines geordneten
Vertretungsdienstes jetzt schon üblich.
Die Haushaltsbekanntmachung 2005
müsse an diesem Punkt gegenüber der
von 2004 geändert werden.
Bei privat angeschafften Handys ist
jetzt schon möglich, dienstlich geführ-
te Gespräche abzurechnen und zusätz-
lich 50 % der Grundgebühr der Kirchen-
gemeinde in Rechnung zu stellen.

Fahrtkostenerstattung bei
Vertretungsdiensten

In diesen Fällen gibt es oft Streit, von
welchem Ort aus die Dienstfahrt ge-
rechnet werden kann. Die Pfarrer-
kommission bat das Landeskirchenamt
Richtlinien für eine einheitliche Hand-
habung der Abrechnung von Fahrtko-
sten bei Vertretungen zu erlassen und
den Dekanaten zur Kenntnis zu geben.

Abrechnung der Fahrtkosten
bei Pfarrkonferenzen

Ein besonderes Problem stellt sich bei
der Frage der Abrechnung der Fahrtko-
sten zu Pfarrkonferenzen und Pfarr-
konventen. Zum Teil akzeptieren Deka-

nate, dass die sonst üblichen 0,30 Euro
pro Kilometer abgerechnet werden. Ei-
nige Dekanate weisen aber auf die Auf-
wandsvergütungsentschädigung (RS
815) hin, in der geregelt ist, dass die
Fahrtkosten nur in Höhe der Bahnfahrt
2. Klasse bzw. mit 0,14 Euro abgerech-
net werden können. Die Pfarrkonferenz
erscheint in dieser Bekanntmachung
unter dem Oberbegriff »Fortbildungs-
veranstaltungen...«. Da aber die Pfarr-
konferenz nicht nur der Fortbildung
dient, sondern auch zum Austausch und
zur Behandlung von Geschäftsangele-
genheiten und außerdem die Teilnah-
me an diesen Konferenzen zur Dienst-
pflicht gehört, müssen, so forderte die
Pfarrerkommission, diese Fahrten auch
mit 0,30 Euro abgerechnet werden kön-
nen. Frau Oberkirchenrätin Dr. Greiner
und der zuständige Sachbearbeiter,
Diakon Tautor, versprachen, sich dieser
Angelegenheit anzunehmen und zu klä-
ren. Die Pfarrerkommission bat bei die-
ser Gelegenheit darum, die in einer Rei-
he von Bekanntmachungen und Verord-
nungen verstreuten Regelungen zur
Geltendmachung und Abrechnung von
Fahrt- und Reisekosten zur besseren
Übersichtlichkeit in einer Verordnung
zusammenzufassen.

Änderung der Beihilfe-
bestimmungen und bei der
Direktversicherung

Erfreut zeigte sich die Pfarrerkom-
mission über die Information von Herrn
Tautor, dass ab 1. August bei der Bean-
tragung von Beihilfeleistungen auch die
Zweitschriften – keine Kopien - von
Rezepten und Arztrechnungen akzep-
tiert werden. Ausnahmen gibt es nur
beim Tod des Beihilfeberechtigten und
wenn beide Elternteile für die Aufwen-
dungen für ein Kind Anspruch auf Bei-
hilfe besitzen. Dies ist eine seit vielen
Jahren geäußerte Forderung der Pfar-
rerkommission. Mit dieser Neuregelung
können die Erstattungsanträge gleich-
zeitig bei der Krankenversicherung und
bei der Beihilfe gestellt werden und
damit die Bearbeitungszeiten verkürzt
werden.
Im Beisein von Herrn Tautor sprach die
Pfarrerkommission auch die Neurege-
lungen bei Direktversicherungen an. Ab
2005 kann die Direktversicherung nur
noch als Rentenleistung abgeschlossen
werden.
Ab 1.1.2004 wird bei Auszahlung einer
Direktversicherung ein Krankenkassen-
beitrag von ca. 14 % auf die – auf 120
Kalendermonate verteilte - Auszah-

lungssumme bei Leistungsempfängern
erhoben, die freiwillig in einer gesetzli-
chen Krankenkasse versichert sind. Die
betroffene Personengruppe sollte sich
mit ihrer Versicherung in Verbindung
setzen. Privat Krankenversicherte sind
von dieser Regelung nicht betroffen.

Rahmenordnung für Seniorin-
nen und Senioren

Oberkirchenrätin Dr. Greiner stellte der
Pfarrerkommission die neue Rahmen-
ordnung für Seniorinnen und Senioren
vor. Ein besonderes Anliegen von Frau
Dr. Greiner war, dass Seniorinnen und
Senioren in Dekanaten ohne stellvertre-
tenden Dekan bzw. ohne stellvertreten-
de Dekanin nicht mehr in dienstauf-
sichtlicher Funktion die Vertretung des
Dekans bzw. der Dekanin übernehmen
sollen. Seniorinnen und Senioren seien
die Vertrauenspersonen des Pfarrka-
pitels. Diese Funktion solle nicht mit kir-
chenleitender Funktion vermischt wer-
den. Die Vertretung solle in Zukunft ein
benachbarter Dekan bzw. eine benach-
barte Dekanin übernehmen. Die Pfarrer-
kommission unterstützt diese Position.

Erfassung von Daten für
schwerbehinderte Pfarre-
rinnen und Pfarrer

Da keine abrufbaren Daten über
schwerbehinderte Pfarrerinnen und
Pfarrer vorliegen, wird in Abstimmung
mit Frau Dr. Greiner die Pfarrerkommis-
sion alle schwerbehinderten Pfarrerin-
nen und Pfarrer bitten, sich bei der Ge-
schäftsstelle des Pfarrer- und Pfar-
rerinnenvereins zu melden. Nach der
Einsetzung von Pfarrer Leo Wolf als
Vertrauensperson für Schwerbehinder-
te innerhalb des Pfarrervertretungs-
gesetzes gilt es nun, diese Personen-
gruppe als Ganze zu erfassen und einen
Überblick über die besonderen Fragen
und Probleme zu gewinnen. Die Namen
der Betroffenen werden vom Verein
vertraulich behandelt.

Klaus Weber, Sprecher
der Pfarrerkommission

(Gebrauchte) Wuppertaler
Studienbibel AT

von Prädikantin gesucht.
manuela.raedlein@gmx.de
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Hesselberg
Q Grundkurs Theologie 1: Abend-
mahl
3.12.,18.00 Uhr – 5. 12. 2005, 13.00 Uhr
Realpräsenz, Personalpräsenz, symbolische und
materialistische Interpretation des Abend-
mahls, Transsubstantiation und weitere Begrif-
fe zeigen, dass Menschen innerhalb der Kirchen
sich immer wieder Gedanken über das Geheim-
nis des Abendmahls gemacht haben. Leider aber
dienten die gefundenen Begriffe und Interpre-
tationen nicht nur dazu, den Inhalt des Her-
renmahles möglichst adäquat zur Sprache zu
bringen, sondern auch, die richtige Lehre von
den anderen falschen zu unterscheiden.
Wir werden deshalb an diesem Wochenende
uns auf den Weg machen, ausgehend vom bib-
lischen Zeugnis, wichtigen Texten der Theolo-
giegeschichte und der eigenen Erfahrung, das
Abendmahl in seinen vielen Dimensionen neu
zu entdecken und zu feiern. Es sind keinerlei
theologische Vorkenntnisse nötig.
Kosten: 45,00- Übernachtung und Verpfle-
gung: EZ: 77,00 / DZ: 67,50 / o.Ü.: 40,00
Teilnehmerzahl: max. 20 Personen
Leitung: Pfr. Bernd Reuther, Pfr. Marcus Döbert

Q Grundkurs Theologie 2:
Vätergeschichten
28.1.,18.00 Uhr – 30. 1. 2005, 13.00 Uhr
»Geh aus deinem Vaterland und von deiner Ver-
wandtschaft und aus deines Vaters Haus in ein
Land, das ich dir zeigen werde. Und ich will dich
zum großen Volk machen und will dich segnen
und dir einen großen Namen machen, und du
sollst ein Segen sein.« (Gen 12, 1-2) Dieser Ver-
heißung Gottes vertraute Abraham und gewann
dadurch den Mut, Gewohntes hinter sich zu las-
sen und im Vertrauen auf Gottes Zusage auf-
zubrechen. Was wohl Sara sagte, als er bereit
war, Isaak zu opfern? Ein Vorbild im Glauben?
Neben der theologischen Erschließung der alt-

testamentlichen Erzählungen laden in diesem
Seminar meditative Zugänge ein, sich auf die
Erzväter und ihre Frauen einzulassen und dabei
Spuren eigener Glaubensgeschichten zu ent-
decken. Es sind keinerlei theologische Vor-
kenntnisse nötig.
Kosten: 45,00 Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 77,00 / DZ: 67,50 / o.Ü.: 40,00
Teilnehmerzahl: max. 20 Personen
Leitung: Prof. Dr. Karl Foitzik, Pfr. Marcus
Döbert

Q Grundkurs Theologie 3: Bergpre-
digt
11.2., 18.00 Uhr  – 13. 2. 2005, 13.00 Uhr
Die Bergpredigt Jesu hat von frühester Zeit an
immer wieder die Leser herausgefordert. Gel-
ten die bis aufs äußerste radikalisierten Gebo-
te Jesu für mich und für mein Leben in all sei-
nen Dimensionen? Stellen sie nicht ein Ideal
menschlichen Lebens dar, das niemand konkret
erfüllen kann? Oder findet sich in ihr eine Ethik
nur für einige besondere Menschen? Wie ge-
hen wir damit um, dass die Forderungen Jesu
unsere Kultur und unsere Gesellschaft radikal
in Frage stellen? Bergpredigt und politisches
Handeln in unserer modernen Welt, passt das
auch nur entfernt irgendwie zusammen?
Wir werden uns an diesem Wochenende inten-
siv mit dem Text, was er uns in je unserer Si-
tuation sagt, beschäftigen. Es sind keinerlei
theologische Vorkenntnisse nötig.
Kosten: 45,00 Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 77,00 / DZ: 67,50  / o.Ü.: 40,00
Teilnehmerzahl: max. 20 Personen
Leitung: Pfr. Bernd Reuther, Pfr. Dr. Werner
Göllner

Q Grundkurs Theologie 4:
Mein Glaube und mein Lebensweg
25. 2.,13.00 Uhr– 27. 2. 2005, 13.00 Uhr
Gottes Spuren in unserem Leben sind nur sel-
ten wie Autobahnen, die sich unübersehbar
durch unsere Lebenslandschaft ziehen. Meist
müssen wir sie erst identifizieren, wenn sie für
uns selbst und andere erkennbar werden sol-
len. Der »rote Faden«, der »Sinn« unseres Le-
bens, tritt nicht zutage ohne unser schöpferi-
sches Zutun. Darum hat in der jüdisch-christli-
chen Tradition seit jeher das Erzählen und Deu-
ten eigener und fremder Lebens-Geschichte
seinen besonderen Platz: Von den Vätererzäh-
lungen des Alten Testaments über die Evange-
lien bis hin zu Paulus erstreckt sich der Bogen
innerhalb der Bibel, von Augustinus über Lu-
ther bis in die unmittelbare Gegenwart setzt er
sich fort.
In diesem Seminar soll es neben dem Kennen-
lernen exemplarischer christlicher (Auto-)Bio-
graphien auch um die Arbeit am »roten Faden«
des eigenen Lebens gehen, um das Erzählen und
Deuten eigener Glaubenserfahrungen in einem
geschützten Raum. Es sind keinerlei theologi-
sche Vorkenntnisse nötig.
Kosten: 45,00 Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 77,00 / DZ: 67,50 / o.Ü.: 40,00
Teilnehmerzahl: max. 20 Personen
Leitung: Pfr. Marcus Döbert, Pfr. Bernd Reut-
her
Ermäßigter Beitrag für die gesamte Reihe!
Eine Teilnahme an zwei oder mehr Veranstal-
tungen soll sich für Sie auch in finanzieller Hin-
sicht auszahlen. Je mehr Kurse Sie besuchen,
umso preiswerter wird die Seminargebühr der
weiteren Kurse für Sie. Die Kosten für Über-

Liebe Leserin,
lieber Leser!
Das Ergebnis einer Umfrage hängt
auch davon ab, wen man fragt. Es ist
ein Unterschied, ob man SPD-Mit-
glieder oder CSU - AnhängerInnen
nach ihrer Meinung über den Kanz-
ler fragt. Wer will, kann durch Aus-
wahl der Befragten erwünschte Er-
gebnisse bekommen. Zum Beispiel
(meiner Erinnerung nach) die Deut-
sche Bibelgesellschaft: Die meisten
Pfarrerinnen verwenden die Luther-
Bibel im Gottesdienst, vermelden die
Damen und Herren. Ja, was nicht gar
– da braucht man gar nicht mehr zu
fragen, ob die von ihren Gemeinden
auch verstanden wird! Wer die Le-
serInnen der Sonntagsblätter nach
einer neuen Übersetzung fragt, kann
das Ergebnis ebenso absehen: wer
Luther kennt, versteht und schätzt
ihn.  Dann gibt es noch Kulturpro-
testantInnen wie Heike Schmoll, die
vor Begeisterung über das »ächte«
Luther-Deutsch schmatzen und de-
nen es nicht originalgetreu genug
sein kann. Die konnten sich auch
über die »schrecklichen« Textände-
rungen in Kirchenliedern empören.
Das Alte war früher da, hat sich be-
währt und das Problem der (evange-
lischen) Kiche ist, dass sie nicht ist
wie früher...
So leicht können PfarrerInnen es sich
nicht machen. Heike Schmoll sitzt
nicht in meinem Gottesdienst (was
kein Nachteil sein muß), aber Franz
Müller und Tina Schmidt und die
wollen so angeredet sein, dass sie
sich auch gemeint fühlen. Einen
Paulus -Text nach Luther verstehen
sie nicht. Die Predigt mag ihn ausle-
gen (lenkt die Gedanken aber in der
Richtung der PredigerIn ohne wirk-
liche Prüfungsmöglichkeit für die
Gemeinde), als Lesung bleibt er ein-
fach stehen (meterlange Präfamina
machen den Gottesdienst nur ge-
schwätzig). Muß man da nicht fra-
gen, ob es eine Übersetzung für heu-
te braucht? Ob Martin Luther seinen
Text heute noch verwenden würde?
Ich wage es zu bezweifeln. Wenn wir
immer die Insider fragen, bleibt al-
les auch »inside«. Die »draußen« fin-
den ihre Fragen nicht ernst genom-
men. Gemein und dumm, wenn man
so »Politik« macht und Diskussionen
abwürgt.

...meint Ihr Martin Ost
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nachtung und Verpflegung bleiben jedoch
gleich.

Q »Orientierung in orientierungslo-
ser Zeit«
Studientag des bayerischen Verbandes ländli-
cher Heimvolkshochschulen in Bayern
Montag, 8. November 2004, 9.30 – 17.00 Uhr
Die Frage nach Werten, nach Orientierung ist
wieder lauter zu hören.  Die Zeit postmoderner
Glorifizierung vielfältiger Beliebigkeit scheint
vorbei.  Was gilt noch am Ende der Spaßgesell-
schaft?  Welche Grundüberzeugungen tragen
unsere multikulturelle Gesellschaft?  Auch im
ländlichen Raum ist es keine Selbstverständ-
lichkeit mehr, dass gemeinsame Grundüberzeu-
gungen vorhanden sind. Was aber bietet wirk-
lich, gerade auch in krisenhaft erlebter Zeit,
Orientierung und Halt?
Begleiter: Prof. Dr. D. h.c. Karl-Ernst Nipkow.
Kosten und Verpflegung: 25,00 ¶
Leitung: Pfr. Bernd Reuther

Q Tage der Stille im Advent
Übung des Herzensgebetes
13. 12. 18.00 Uhr – 18. 12. 2004,13.00 Uhr
Gemeinsam schweigen, beten, in einem inten-
siven Gespräch über das eigene Leben nach-
denken, all das ist in diesen Tagen an der Zeit,
dazu ist Zeit. Sie können so sich selbst die Mög-
lichkeit geben, sich heraus zu nehmen aus dem
Trubel, der wenig leisen »Stillen Zeit«.
Erfahrung mit dem Herzensgebet ist nicht nö-
tig. Eine kurze Einführung in das Herzensgebet,
einer aus der orthodoxen Tradition kommen-
den Form des inneren Gebetes, wird gegeben.
Es besteht aber keinerlei Zwang, sich dieser
speziellen Form der Stille, des Gebetes anzu-
schließen.
Kosten: 150,00 Übernachtung und Verpfle-
gung:  EZ: 196,50 / DZ: 173,50 Eine Teilnahme
ohne Übernachtung ist nicht möglich!
Teilnehmerzahl: max.12 Personen
Leitung: Pfr. Bernd Reuther

Q Wellness- und Gesundheits-
woche: Verwöhntage II
Erholung pur – auch ohne Kur
17. 1.,18.00 Uhr – 21. 1. 2005, 13.00 Uhr
Sie sind eingeladen, sich fünf Tage Zeit und Ru-
he zu gönnen, um Ihrer Seele und dem Leib Gu-
tes zu tun. Die Gemeinschaft mit Gleichgesinn-
ten tut ihr Übriges. Inhalte: Rückenschule,
Aquajogging, abwechslungsreiche Ernährung,
Farb- und Stilberatung (auch Einzelberatung!)
und eine Massage. Zusätzliche Angebote (ge-
gen Entgelt): Fußpflege, Gesichtsmassage, so-
wie eine zweite Massage.
Kosten: 75,00 Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 157,00 / DZ: 138,50 - Eine Teilnahme ohne
Übernachtung ist nicht möglich!
Leitung: Pfrin. Gudrun Reuther

Q Lektoren Grundkurs 2: Umgang
mit der Lesepredigt
26. 11.,18.00 Uhr– 28. 11. 2004,13.00 Uhr
Seminar für Anfängerinnen und Anfänger im
Lektorendienst. Im Mittelpunkt dieses Grund-
kurses steht der Umgang mit der vorgedruck-
ten Predigt und dem Gottesdienstentwurf.
Anmeldung und Kosten über: Gottesdienst-
institut, Sperberstr. 70, 90641 Nürnberg,
Tel.: 09 11 / 4 31 63 40
Leitung: Pfr. Bernd Reuther, Pfr. Marcus Döbert

Q Impulstag für MitarbeiterInnen in
der Seniorenarbeit: »Wer rastet, der
rostet«
18. November 2004, 14.00 – ca. 17.00 Uhr
Seniorenarbeit gibt die Möglichkeit zum gesel-
ligen Beisammensein. Darüber hinaus soll sie
aber auch zum positiven Gestalten des eigenen
Lebens anregen. Wie halte ich mich im Alter
fit? Welche Übungen kann ich anderen Senio-
ren dazu empfehlen? Das Seminar zeigt prakti-
sche Übungen aus dem Bereich Psychomotorik
und Gedächtnistraining. Die TeilnehmerInnen
können diese selbst ausprobieren.
Leitung: E. Fischer, Referentin f. Senioren-
bildung

Q Kirchenvorsteher-Seminar
»Jugendarbeit zwischen Ortsgemeinde und
Jugendkirche«
In Kooperation mit dem Amt für Gemeinde-
dienst in Nürnberg
28.1.,18.00 Uhr – 30. 1. 2005, 13.00 Uhr
Jugendarbeit ist in den Kirchengemeinden und
in den Kirchenvorständen ein wichtiges Thema,
hinter dem manchmal mehr Fragezeichen als
Ausrufezeichen stehen. Verschiedene Formen
der Jugendarbeit, deren Schwächen und Fall-
stricke werden vorgestellt, diskutiert und na-
türlich auch auf die eigene Gemeindewirk-
lichkeit bezogen. Außerdem reflektieren wir ge-
meinsam das Thema »Dorf in der Region«. Müs-
sen alle alles selbst anbieten?
Kosten: EZ: 85,00 / DZ: 80,00
Leitung: Harald Wildfeuer, Bernd Reuther

Q Trauerseminar: Abschied nehmen
12.11.,18.00 Uhr  – 14. 11. 2004, 13.00 Uhr
Angesprochen sind alle Menschen, die unter
dem Verlust eines nahen Menschen leiden. Die
eigene Situation, das je eigene Empfinden soll
zur Sprache kommen dürfen. Der eigene Ab-
schiedsweg wird in den Blick genommen. Hilf-
reichem und Segensreichem spüren wir nach.
In Stille und Gottesdienst suchen und finden
wir Orientierung und Begleitung für den je ei-
genen Abschiedsweg. Um intensive Begegnung
zu gewährleisten, ist die maximale Teilnehmer-
zahl auf 15 Personen festgelegt.
Kosten: 55,00 Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 77,00 / DZ: 67,50 / o.Ü.: 40,00
Leitung: Pfrin. Gudrun Reuther, Pfr. Bernd
Reuther

Q Tänze zum Weihnachtsoratorium
von Johann Sebastian Bach
10.12.,18.00 Uhr – 12. 12. 2004,13.00 Uhr
Advent – eine Zeit der Stille und Besinnung.
Dieses Seminar ist eine Einladung, sich tanzend
dem Weihnachtsmysterium neu zu öffnen, sich
innerlich und äußerlich bewegen zu lassen –
eine Annäherung an Weihnachten. Wir wollen
aus der vorweihnachtlichen Hektik aussteigen,
um »dem Eigentlichen« in uns Raum zu geben.
Die Tänze (von Wilma Vessenr) sind meist ein-
fach und somit für AnfängerInnen und Tanz-
geübte geeignet.
Kosten: 60,00  Übernachtung und Verpflegung:
EZ: 77,00 / DZ: 67,50 / o.Ü.: 40,00
Teilnehmerzahl: mind. 12 Personen
Referentin: Tanzpädagogin Marita Gries
Verantwortlich: Dr. Christine Marx

Missionskolleg
Neuendettelsau

Q Die Bürde der Armut – Die »Stra-
tegie 2015« zur Diskussion gestellt
3. – 5. Dezember 2004
in Zusammenarbeit mit KED Bayern und EED
Ort: Tagungsstätte des Missionswerks, Neuen-
dettelsau
Leitung: Thomas Döhne, Rosângela Stange,
Wolfgang Wendt mit Dr. Bernhard Walter,
Projektstelle von Brot für die Welt und Evan-
gelischem Entwicklungsdienst e.V.(EED) zum
Aktionsprogramm 2015.
Weltweit das Recht auf Nahrung verwirklichen,
soziale Grunddienste gewährleisten, die Betei-
ligung der Armen sichern: das sind Zielvorstel-
lungen der Vereinten Nationen. Was zu tun ist,
diskutieren wir im Blick auf eigene Erfahrun-
gen mit Armut.

Tagungsreihe
Asiatische Weltreligionen

Q Der Weg nach innen
Meditation – ein verbindendes Element für
Christen und Buddhisten?
21. – 22. Januar 2005
Ort: Tagungsstätte des Missionswerks, Neuen-
dettelsau
Leitung: Dr. Ph. Hauenstein, Gerhard Köberlin
Geprägt durch den hektischen Alltag der Lei-
stungsgesellschaft suchen immer mehr Men-
schen innere Ruhe. Meditation, spirituelles Ele-
ment in vielen Religionen, ermöglicht auch in-
terreligiöse Erfahrungen zwischen Buddhisten
und Christen. Wir wollen uns auf diese Erfah-
rungen von Christen einlassen.

Q »Denn Gott spricht Dialekt...« –
Eingehen auf das Umfeld als Chance
für den Gemeindeaufbau
28. – 29. Januar 2005
in Zusammenarbeit mit dem Amt für
Gemeindedienst, Nürnberg
Ort: Bildungsstätte Obertrubach
Leitung: Dr. Philipp Hauenstein, Raimund
Loebermann, Peter Zeitz
Es gehört zu den Einsichten der weltweiten
Ökumene, dass Gott den »Dialekt« der jeweili-
gen Kultur und Umgebung spricht. Darin liegt
eine besondere Dynamik für den Gemeindeauf-
bau. Erfahrungen aus Afrika, Asien und Latein-
amerika wollen uns anregen, auf Sprache, Le-
bensgefühl und Situation im eigenen Umfeld
besser einzugehen.
Informationen und Anmeldung: Missions-
kolleg, Postfach 68, 91561 Neuendettelsau,
Tel.-Nr. 09874 9-1501, Fax 09874 9-3150, E-
Mail: mk@missionswerk-bayern.de

Pastoralkolleg
Neuendettelsau

Q Lebendige Orthodoxie
6. bis 22. April 2005
Verwurzelt in der Tradition – offen fürs öku-
menische Gespräch: So werden die Gastgebe-
rinnen und Gastgeber der Orthodoxen Akade-
mie Kretas uns teilgeben an Erfahrungen der
Liturgie und des Mönchtums, der Ikonen-
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Letzte Meldung
»Hoffentlich merkt es niemand....
Diakon ... wird neuer Schwerhörigenbe-
auftragter des Dekanats.«

aus: Überschrift im
»Monatsgruß« Fürth

Jugendwerkstatt

frömmigkeit, der Symbolwelt ihrer Gotteshäu-
ser und an ihrer liturgischen Diakonie. Fragen
an ostkirchliche Spiritualität werden Antwort
finden – auch in Gegenfragen an unsere Art,
Christin oder Christ zu sein.
Fünf Vorbereitungstage in Neuendettelsau,
dann Begegnungen und Exkursionen in Kolym-
bári auf Kreta. Dort Unterkunft in Mehrbett-
zimmern und Halbpension. Eigenbeitrag ins-
gesamt 700 Euro.
Mit Pfarrer Wolfhart Koeppen, Chaniá/Kreta
Leitung: Hans Schlumberger

Q Ruhestand – kein Stillstand
22. Juni bis 6. Juli 2005
Pfarrerinnen und Pfarrer kurz vor und kurz nach
der Pensionierung ziehen auf der Schwelle zum
neuen Lebensabschnitt Zwischenresümees. Sie
bestimmen ihren lebensgeschichtlichen Ort und
entwerfen neue Perspektiven.
Mit Pfarrer i. R. Hartmut Stoll, Schwabach
Leitung: Hans Schlumberger

Q Alles hat seine Zeit
Ein Kurs für Paare
5. bis 11. September 2005
Eingespannt zwischen Gemeinde und Familie,
zwischen Arbeit und Privatleben – hat alles sei-
ne Zeit? In diesem Kurs wird Zeit sein: um den
Partner/die Partnerin wahrzunehmen, vielleicht

in überraschender Weise. Um die Beziehung zu
pflegen und Balancen neu zu finden. Um Spiel-
räume für Veränderungen auszuprobieren.
Leitungsteam: Dr. Elisabeth Bröschen, Pfarrer
Reinhard Vetter, Hannover; Karin Hüttel,
Neuendettelsau
Anfragen und Anmeldung an das Büro des
Evang.-Luth. Pastoralkollegs, Kreuzlach 13 b,
91564 Neuendettelsau, Tel.  0 98 74  /  52 50,
Fax   0 98 74  /  45 31
E-Mail: evang@pastoralkolleg.de

Geistliches Zentrum
Schwanberg

Q Die letzten Amtsjahre, der Über-
gang - und was dann?
Fortbildung in den letzten Amtsjahren für Pfar-
rerinnen und Pfarrer und ihre EhepartnerInnen
18. - 22. April 2005
mit Pfarrer Dr. Jürgen Lorz, Nürnberg, Gertraut
Lorz, Pfarrfrau Nürnberg, Sr. Dr. Friederike Popp,
CCR,
Georg Tanter, LKA
Leitung: Pfarrer i. R. Helmut Jehle, Augsburg
Anfragen, Anmeldung und Prospekte:
Geistlliches Zentrum Schwanberg, 97348
Rödelsee, Tel. 09323-320, FAX 09323-32116 e-
mail: anmeldung@schwanberg.de

Pastoralkolleg


